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Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 

Vom 6. Juni 1952 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Juni 2015 (HmbGVBl. S. 102) 

– Auszug – 

 

Artikel 6 
(1) Die Bürgerschaft ist das Landesparlament. 
 
(2) Die Bürgerschaft besteht aus mindestens 120 Abgeordneten, die in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt werden. 
 
(3) Der Wahltag muss ein Sonntag oder öffentlicher Feiertag sein. 
 
(4) 1Das Gesetz bestimmt das Nähere. 2Gesetzesbeschlüsse der Bürgerschaft bedürfen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 3Auf die so beschlossenen 
Gesetze ist Artikel 50 Absatz 4 Sätze 1 bis 4 und Absatz 3 Sätze 5, 7, 9, 11 und 12 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass das Gesetz im Fall des Satzes 9 einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Abstimmenden und der Zustimmung von mindestens einem Fünftel der 
Wahlberechtigten bedarf. 4Für durch Volksbegehren eingebrachte Gesetzesvorlagen gilt 
Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 entsprechend; Artikel 50 Absatz 3 Satz 8 ist nicht anzuwenden. 
 
(5) 1Niemand ist verpflichtet, die Wahl anzunehmen. 2Die Gewählten können jederzeit aus 
der Bürgerschaft ausscheiden. 
 

Artikel 48 
(1) Die Gesetzesvorlagen werden vom Senat, aus der Mitte der Bürgerschaft oder durch 
Volksbegehren eingebracht. 
 
(2) Die Gesetze werden von der Bürgerschaft oder durch Volksentscheid beschlossen. 
 

Artikel 50 
(1) 1Das Volk kann den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung eines Gesetzes oder eine 
Befassung mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung (andere Vorlage) 
beantragen. 2Bundesratsinitiativen, Haushaltspläne, Abgaben, Tarife der öffentlichen 
Unternehmen sowie Dienst- und Versorgungsbezüge können nicht Gegenstand einer 
Volksinitiative sein. 3Die Volksinitiative ist zustande gekommen, wenn mindestens 10.000 
zur Bürgerschaft Wahlberechtigte den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage unterstützen. 
 
(2) 1Die Bürgerschaft befasst sich mit dem Anliegen der Volksinitiative. 2Sie oder ein Fünftel 
ihrer Mitglieder kann ein Prüfungs- und Berichtsersuchen zu den finanziellen Auswirkungen 
an den Rechnungshof richten. 3Die Volksinitiatoren erhalten Gelegenheit, das Anliegen in 
einem Ausschuss zu erläutern. 4Sofern die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier Monaten 
nach Einreichung der Unterschriften das von der Volksinitiative beantragte Gesetz 
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verabschiedet oder einen Beschluss gefasst hat, der der anderen Vorlage vollständig 
entspricht, können die Volksinitiatoren die Durchführung eines Volksbegehrens beantragen. 
5Sie können den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage hierzu in überarbeiteter Form 
einreichen. 6Der Senat führt das Volksbegehren durch. 7Die Volksinitiatoren sind berechtigt, 
Unterschriften auf eigenen Listen zu sammeln. 8Das Volksbegehren ist zustande gekommen, 
wenn es von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterstützt wird. 
 
(3) 1Die Bürgerschaft befasst sich mit dem Anliegen des Volksbegehrens. 2Die 
Volksinitiatoren erhalten Gelegenheit, das Anliegen in einem Ausschuss zu erläutern. 3Sofern 
die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier Monaten nach Einreichung der Unterschriften das 
vom Volksbegehren eingebrachte Gesetz verabschiedet oder einen Beschluss gefasst hat, 
der der anderen Vorlage vollständig entspricht, können die Volksinitiatoren die Durchführung 
eines Volksentscheides beantragen. 4Sie können den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage hierzu in überarbeiteter Form einreichen. 5Der Senat legt den Gesetzentwurf oder 
die andere Vorlage dem Volk zur Entscheidung vor. 6Die Bürgerschaft kann einen eigenen 
Gesetzentwurf oder eine eigene andere Vorlage beifügen. 7Der Volksentscheid findet am 
Tag der Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag statt. 8Auf Antrag der 
Volksinitiative kann der Volksentscheid über einfache Gesetze und andere Vorlagen auch an 
einem anderen Tag stattfinden. 9Dasselbe gilt, wenn die Bürgerschaft dies im Falle eines 
Volksentscheides nach Absatz 4 oder 4 a beantragt. 10Findet der Volksentscheid am Tag der 
Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag statt, so ist ein Gesetzentwurf oder 
eine andere Vorlage angenommen, wenn die Mehrheit der Abstimmenden zustimmt und auf 
den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage mindestens die Zahl von Stimmen entfällt, die 
der Mehrheit der in dem gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten Hamburger 
Stimmen entspricht. 11Verfassungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Abstimmenden und mindestens zwei Dritteln der in dem gleichzeitig gewählten 
Parlament repräsentierten Hamburger Stimmen. 12Steht den Wahlberechtigten nach dem 
jeweils geltenden Wahlrecht mehr als eine Stimme zu, so ist für die Ermittlung der Zahl der 
im Parlament repräsentierten Hamburger Stimmen nach den Sätzen 10 und 11 die 
tatsächliche Stimmenzahl so umzurechnen, dass jeder Wahlberechtigten und jedem 
Wahlberechtigten nur eine Stimme entspricht. 13Findet der Volksentscheid nicht am Tag der 
Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag statt, so ist er angenommen, wenn 
die Mehrheit der Abstimmenden und mindestens ein Fünftel der Wahlberechtigten 
zustimmt. 
 
(4) 1Ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz, durch das ein vom Volk beschlossenes 
Gesetz aufgehoben oder geändert wird (Änderungsgesetz), tritt nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach seiner Verkündung in Kraft. 2Innerhalb dieser Frist können zweieinhalb vom 
Hundert der Wahlberechtigten einen Volksentscheid über das Änderungsgesetz verlangen. 
3In diesem Fall tritt das Änderungsgesetz nicht vor Durchführung des Volksentscheids in 
Kraft. 4Das Volk entscheidet über das Änderungsgesetz. Absatz 3 Sätze 5, 7 und 10 bis 13 
ist sinngemäß anzuwenden. 
 
(4a) 1Ein Volksentscheid über eine andere Vorlage bindet Bürgerschaft und Senat. 2Die 
Bindung kann durch einen Beschluss der Bürgerschaft beseitigt werden. 3Der Beschluss ist 
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im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden. 4Er wird nicht vor Ablauf 
von drei Monaten nach seiner Verkündung wirksam. 5 Absatz 4 Sätze 2 bis 5 ist sinngemäß 
anzuwenden. 
 
(4 b) 1Die Bürgerschaft kann auf Vorschlag des Senats oder mit dessen Zustimmung einen 
Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage von grundsätzlicher und gesamtstädtischer 
Bedeutung zum Volksentscheid stellen (Bürgerschaftsreferendum). 2Beschlüsse der 
Bürgerschaft nach Satz 1 bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Mitgliederzahl. 3Anträge nach Satz 1 aus der Mitte der Bürgerschaft sind von zwei Dritteln 
der Abgeordneten der Bürgerschaft einzubringen. 4Die Bürgerschaft beschließt auf 
Vorschlag des Senats mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl 
über den Termin des Bürgerschaftsreferendums. 5Ein zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Bürgerschaft nach Satz 1 mit der erforderlichen Zahl von Unterschriften unterstütztes 
Volksbegehren zum selben Gegenstand ist dem zum Volksentscheid gestellten 
Gesetzentwurf oder der zum Volksentscheid gestellten anderen Vorlage auf Antrag der 
Volksinitiatoren als Gegenvorlage beizufügen. 6Dasselbe gilt für eine zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Bürgerschaft nach Satz 1 zustande gekommene zulässige 
Volksinitiative, wenn sie im Rahmen einer Sammlung von Unterschriften zwischen dem 14. 
und 35. Tag nach der Beschlussfassung der Bürgerschaft nach Satz 1 von einem 
Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterstützt wird. 7Der Gesetzentwurf, die andere Vorlage 
oder die Gegenvorlage ist angenommen, wenn sie die in Absatz 3 Sätze 10 bis 13 
genannten Mehrheiten erreicht. 8Eine außerhalb des Tages der Wahl zur Bürgerschaft oder 
zum Deutschen Bundestag zur Abstimmung stehende Verfassungsänderung ist 
angenommen, wenn zwei Drittel der Abstimmenden und mindestens die Hälfte der 
Wahlberechtigten zustimmen. 9Gesetze und Beschlüsse über andere Vorlagen, die durch 
Bürgerschaftsreferendum zustande gekommen sind, können innerhalb der laufenden 
Wahlperiode der Bürgerschaft, mindestens aber für einen Zeitraum von drei Jahren, nicht im 
Wege von Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid geändert werden. 
10Volksabstimmungsverfahren zum selben Gegenstand, die nicht als Gegenvorlage beigefügt 
werden, ruhen bis zum Ablauf der Frist nach Satz 9. 11Im Übrigen gelten Absätze 4 und 4a 
entsprechend. 
 
(5) Während eines Zeitraumes von drei Monaten vor dem Tag einer allgemeinen Wahl in 
Hamburg finden keine Volksbegehren und Volksentscheide statt. 
 
(6) 1Das Hamburgische Verfassungsgericht entscheidet auf Antrag des Senats, der 
Bürgerschaft, eines Fünftels der Abgeordneten der Bürgerschaft oder der Volksinitiatoren 
über die Durchführung von Volksbegehren, Volksentscheid und Bürgerschaftsreferendum. 
2Volksbegehren und Volksentscheid ruhen während des Verfahrens. 
 
(7) 1Das Gesetz bestimmt das Nähere. 2Es kann auch Zeiträume bestimmen, in denen die 
Fristen nach Absatz 2 Satz 4, Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 b Satz 6 wegen sitzungsfreier 
Zeiten der Bürgerschaft oder eines von der Bürgerschaft auf Vorschlag der Volksinitiatoren 
gefassten Beschlusses nicht laufen. 
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Hamburgisches Gesetz 

über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 

(Volksabstimmungsgesetz - VAbstG) 

Vom 20. Juni 1996 1) 

zuletzt geändert durch Gesetz  vom 3. Juni 2015 (HmbGVBl. S. 105) 

 
1) [Durchführungsanordnung zu § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 3] 
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Erster Abschnitt 

Allgemeines 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Das Volk kann den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung eines Gesetzes oder eine 
Befassung mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung (andere Vorlage) 
beantragen. Bundesratsinitiativen, Haushaltspläne, Abgaben, Tarife der öffentlichen 
Unternehmen sowie Dienst- und Versorgungsbezüge können nicht Gegenstand einer 
Volksinitiative sein. 
 

§ 1 a 
Beratung 

Die Initiatoren einer beabsichtigten oder angezeigten Volksinitiative können sich 
insbesondere durch die Landesabstimmungsleitung unabhängig und umfassend beraten 
lassen; die Landesabstimmungsleitung beteiligt hierzu die betroffenen Fachbehörden und 
Senatsämter sowie die Hamburgische Beauftragte bzw. den Hamburgischen Beauftragten 
für Datenschutz und Informationsfreiheit. Die Beratung soll verfassungs-, haushalts- und 
verfahrensrechtliche Voraussetzungen und Fragen umfassen. Bedenken sind unverzüglich 
mitzuteilen. Gebühren und Auslagen werden nicht erhoben. 
 

Zweiter Abschnitt 

Volksinitiative 

§ 2 
Gegenstände einer Volksinitiative 

(1) Mit der Volksinitiative kann der Erlass eines Gesetzes oder die Befassung mit einer 
anderen Vorlage durch das Volk eingeleitet werden. Das Gesetz kann auch die Änderung 
oder Aufhebung eines geltenden Gesetzes zum Gegenstand haben. 
 
(2) Ein Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage müssen eine Begründung enthalten. Einem 
Gesetzentwurf oder einer anderen Vorlage, der oder die im Haushaltsplan enthaltene 
Ausgaben erhöht, neue Ausgaben oder Einnahmeminderungen mit sich bringt, soll ein 
Deckungsvorschlag beigefügt werden. 
 

§ 3 
Anzeige 

(1) Der Beginn der Sammlung von Unterschriften für den Gesetzentwurf oder eine andere 
Vorlage nach § 2 Absatz 1 Satz 1 (§ 4 Absatz 1) ist dem Senat schriftlich anzuzeigen. 
 
(2) Die Anzeige darf nur durch nach § 4 Absatz 2 unterzeichnungsberechtigte Personen 
erfolgen und muss enthalten 
 
1. einen Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage jeweils mit Begründung, 
2. ein Muster der Unterschriftsliste nach § 4 Absatz 1 und 
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3. die Namen von drei nach § 4 Absatz 2 unterzeichnungsberechtigten 
Vertrauenspersonen, die einzeln berechtigt sind, für die Initiatoren Erklärungen 
entgegenzunehmen und durch zwei Vertrauenspersonen Erklärungen 
übereinstimmend abzugeben; im Falle des Ausscheidens von Vertrauenspersonen ist 
ein Ersatz zu benennen; Form und Inhalt der Übertragung der 
Vertretungsberechtigung durch die Initiatoren sind nachzuweisen. 

 
(3) Der Senat teilt der Bürgerschaft unverzüglich Eingang und Inhalt der Anzeige mit. 
 

§ 4 
Unterstützung der Volksinitiative 

(1) Die Unterstützung der Volksinitiative gemäß Artikel 50 Absatz 1 Satz 3 der Verfassung 
erfolgt durch eigenhändige Unterzeichnung in Unterschriftslisten. Die Unterschriftslisten 
müssen eine zweifelsfreie Bezugnahme auf den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage (§ 3 
Absatz 2 Nummer 1) enthalten. Den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern ist bei der 
Eintragung in die Unterschriftslisten Gelegenheit zur Kenntnisnahme des vollständigen 
Wortlauts des Gesetzentwurfs oder der anderen Vorlage zu geben. Ihnen ist ferner 
Gelegenheit zu geben, von den Vor- und Familiennamen der drei Vertrauenspersonen und 
deren Befugnissen nach diesem Gesetz Kenntnis zu nehmen. 
 
(2) Unterzeichnen darf, wer bei Einreichung der Unterschriftslisten zur Bürgerschaft 
wahlberechtigt ist. 
 
(3) Die Eintragung in der Unterschriftsliste muss den Vor- und Familiennamen, das 
Geburtsjahr, die Anschrift und die Unterschrift der unterstützungsberechtigten Person sowie 
das Datum der Unterschriftsleistung enthalten. Die Eintragung ist auch gültig, wenn trotz 
einer fehlenden Angabe zum Vor- oder Familiennamen, zum Geburtsjahr oder zur Anschrift 
die Identität eindeutig feststellbar ist oder die fristgemäße Unterschriftsleistung trotz 
fehlender Datumsangabe feststellbar ist. 
 

§ 5 
Zustandekommen der Volksinitiative 

(1) Die Unterschriftslisten sind spätestens sechs Monate nach Eingang der Anzeige beim 
Senat einzureichen. Der Senat teilt der Bürgerschaft die Einreichung unverzüglich mit. 
 
(2) Der Senat stellt binnen eines Monats nach Einreichung der Unterschriftslisten fest, ob die 
Volksinitiative von mindestens 10 000 zur Bürgerschaft Wahlberechtigten unterstützt 
worden und damit zustande gekommen ist. 
 
(3) Die Feststellung des Senats ist unverzüglich einer Vertrauensperson zuzustellen und der 
Bürgerschaft mitzuteilen. 
 
(4) Bei erheblichen Zweifeln daran, ob eine zustande gekommene Volksinitiative die Grenzen 
des Artikels 50 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung wahrt oder mit sonstigem höherrangigem 
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Recht vereinbar ist, führt der Senat die Entscheidung des Hamburgischen 
Verfassungsgerichts nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 herbei. 
 

§ 5a 
 Befassung der Bürgerschaft mit dem Anliegen der Volksinitiative 

(1) Die Bürgerschaft befasst sich in öffentlicher Sitzung mit dem Anliegen der Volksinitiative. 
Sie oder ein Fünftel ihrer Mitglieder können ein Prüfungs- und Berichtsersuchen zu den 
finanziellen Auswirkungen an den Rechnungshof richten. Die Initiatoren erhalten 
Gelegenheit, das Anliegen in einem Ausschuss in öffentlicher Sitzung zu erläutern. 
 
(2) Verabschiedet die Bürgerschaft das von der Volksinitiative vorgelegte Gesetz oder fasst 
sie einen der anderen Vorlage vollständig entsprechenden Beschluss, stellt sie den 
jeweiligen Beschluss einer Vertrauensperson zu und teilt ihn dem Senat mit. 
 

Dritter Abschnitt 

Volksbegehren 

§ 6 
 Durchführung des Volksbegehrens 

(1) Hat die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier Monaten nach Einreichung der 
Unterschriftslisten das von der Volksinitiative beantragte Gesetz verabschiedet oder einen 
der anderen Vorlage vollständig entsprechenden Beschluss gefasst, können die Initiatoren 
die Durchführung des Volksbegehrens beantragen. Der Antrag ist innerhalb von einem 
Monat schriftlich bei dem Senat einzureichen. Mit dem Antrag oder innerhalb von zwei 
Monaten nach der Antragstellung kann der Gesetzentwurf oder die andere Vorlage in 
überarbeiteter Form eingereicht werden. Im Falle einer Überarbeitung dürfen Grundcharakter, 
Zulässigkeit und Zielsetzung des Anliegens nicht verändert werden. Der Senat teilt der 
Bürgerschaft die Antragstellung und eine Überarbeitung unverzüglich mit. 
 
(2) Der Senat führt das Volksbegehren durch. Die Eintragungsfrist beginnt vier Monate nach 
Antragstellung und beträgt drei Wochen. Die Frist zur Briefeintragung beträgt sechs Wochen 
und endet mit der Eintragungsfrist. Fällt ein Tag der Briefeintragungsfrist in einen Zeitraum 
von drei Monaten vor oder einem Monat nach dem Tag einer Wahl zur Bürgerschaft, zum 
Deutschen Bundestag oder zum Europäischen Parlament, ist die Durchführung für diesen 
Zeitraum gehemmt. 
 
(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Frist läuft nicht in der Zeit vom 15. Juni bis zum 15. 
August. Sie läuft ferner für bis zu drei Monate nicht, wenn die Bürgerschaft dies auf 
Vorschlag der Initiatoren beschließt; unter denselben Bedingungen kann die Frist einmalig 
verlängert werden. Der Vorschlag nach Satz 2 ist schriftlich an die Präsidentin oder den 
Präsidenten der Bürgerschaft zu richten. 
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§ 7 
Öffentliche Bekanntmachung 

Die Landesabstimmungsleitung macht das Volksbegehren spätestens einen Monat vor 
Beginn der Eintragungsfrist öffentlich bekannt. Die Bekanntmachung enthält 
 
1. den Wortlaut des Gesetzentwurfs mit Begründung oder der anderen Vorlage, 
2. Vor- und Familiennamen sowie Erreichbarkeitsanschrift der Vertrauenspersonen, 
3. Beginn und Ende der Frist zur Eintragung in die Eintragungslisten, 
4. die Eintragungsstellen und die Eintragungszeiten sowie alle anderen Möglichkeiten 

der Eintragung gemäß § 9 Absatz 1. 
 

§ 8 
Rücknahme der Volksinitiative 

(1) Die Initiatoren können den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage bis zum Beginn der 
Eintragungsfrist durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Senat zurücknehmen. 
 
(2) Der Senat stellt die Rücknahme fest. Sie ist der Bürgerschaft mitzuteilen und, falls das 
Volksbegehren bereits bekannt gemacht worden ist, in gleicher Weise bekannt zu machen. 
 

§ 9 
Eintragung 

Das Volksbegehren wird durch eigenhändige Unterzeichnung in Eintragungslisten bei den 
Eintragungsstellen oder in freier Sammlung durch die Initiatoren unterstützt. Die 
Eintragungen erfolgen auch durch andere Verfahren, die den Vorgaben einer 
rechtsverbindlichen Authentifizierung und der Schriftform auf der Grundlage bestehender 
bundes- und landesrechtlicher Regelungen entsprechen. 
 

§ 10 
Eintragungslisten 

(1) Die Eintragungslisten müssen eine zweifelsfreie Bezugnahme auf den Gesetzentwurf 
oder die andere Vorlage (§ 3 Absatz 2 Nummer 1) enthalten. Der Wortlaut des 
Gesetzentwurfs oder der anderen Vorlage muss beigefügt sein. Sie müssen ferner die 
Angabe der Namen der drei Vertrauenspersonen und ihrer Befugnisse nach diesem Gesetz 
enthalten. 
 
(2) Die Eintragungsräume und -orte sind so zu bestimmen, dass alle Eintragungsberechtigten 
ausreichend Gelegenheit haben, sich an dem Volksbegehren zu beteiligen. 
 

§ 11 
Eintragungsberechtigung 

Eintragungsberechtigt ist, wer am Tage des Ablaufs der Eintragungsfrist zur Bürgerschaft 
wahlberechtigt ist. Zur Prüfung der Eintragungsberechtigung im Rahmen der Feststellung 
über das Zustandekommen des Volksbegehrens wird ein elektronisches 
Eintragungsverzeichnis erstellt. 
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§ 12 

Inhalt der Eintragung 
(1) Die Eintragung muss den Vor- und Familiennamen, das Geburtsjahr, die Anschrift und die 
Unterschrift der eintragungsberechtigten Person sowie das Datum der Unterschriftsleistung 
enthalten. § 4 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die Unterschrift muss eigenhändig 
geleistet werden. Erklärt eine eintragungsberechtigte Person gegenüber einer 
Eintragungsstelle, dass sie nicht schreiben kann, so wird die Unterschrift durch die 
Feststellung dieser Erklärung ersetzt. 
 
(2) Die Eintragung kann nicht zurückgenommen werden. 
 

§ 13 
Briefeintragung 

(1) Eintragungsberechtigte können die Briefeintragung schriftlich oder in einem 
zugelassenen elektronischen Verfahren beantragen. 
 
(2) Zur Briefeintragung erhält die eintragungsberechtigte Person ein Eintragungsformular, 
das den Anforderungen des § 10 Absatz 1 entspricht. Auf dem Eintragungsformular hat die 
eintragungsberechtigte Person eidesstattlich zu versichern, dass sie die Eintragung 
eigenhändig unterschrieben hat. 
 
(3) Die Eintragung per Brief oder durch andere in § 9 Absatz 1 Satz 2 genannte Verfahren 
muss der zuständigen Eintragungsstelle bis zum Ende der Eintragungsfrist vorliegen. 
 

§ 14 
Ungültige Eintragungen 

(1) Eintragungen, die nicht den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen, sind ungültig. 
 
(2) Über die Ungültigkeit von Eintragungen entscheidet die Bezirksabstimmungsleitung. 
 

§ 15 
Abschluss und Einreichung der Eintragungslisten 

Nach dem Ablauf der Eintragungsfrist schließen die Eintragungsstellen und die Initiatoren die 
Eintragungslisten. Sie übermitteln die Eintragungslisten bis spätestens 12.00 Uhr des 
Folgetages an die zuständige Stelle. 
 
 

§ 16 
Zustandekommen des Volksbegehrens 

(1) Der Senat stellt innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf der Eintragungsfrist fest, ob 
das Volksbegehren von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterstützt 
worden ist. Dabei ist die Zahl der Wahlberechtigten aus der vorangegangenen 
Bürgerschaftswahl zugrunde zu legen. 
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(2) Die Feststellung ist öffentlich bekannt zu machen. Sie ist unverzüglich einer 
Vertrauensperson zuzustellen und der Bürgerschaft mitzuteilen. 
 

§ 17 
 Befassung der Bürgerschaft mit dem Anliegen des Volksbegehrens 

(1) Die Bürgerschaft befasst sich in öffentlicher Sitzung mit dem Anliegen des 
Volksbegehrens. Die Initiatoren erhalten Gelegenheit, das Anliegen in einem Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung zu erläutern. 
 
(2) Verabschiedet die Bürgerschaft das von dem Volksbegehren vorgelegte Gesetz oder 
fasst sie einen der anderen Vorlage vollständig entsprechenden Beschluss, stellt sie den 
jeweiligen Beschluss einer Vertrauensperson zu und teilt ihn dem Senat mit. 
 

Vierter Abschnitt 

 Volksentscheid 

§ 18 
Durchführung des Volksentscheids 

(1) Hat die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier Monaten nach Ende der Eintragungsfrist das 
vom Volksbegehren eingebrachte Gesetz verabschiedet oder die andere Vorlage 
beschlossen, können die Initiatoren die Durchführung des Volksentscheids beantragen. Der 
Antrag ist innerhalb von einem Monat schriftlich beim Senat einzureichen. Mit dem Antrag 
kann der Gesetzentwurf oder die andere Vorlage in überarbeiteter Form eingereicht werden. 
Der Senat teilt der Bürgerschaft die Antragstellung und eine Überarbeitung unverzüglich mit; 
§ 6 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 
 
(2) Der Senat führt den Volksentscheid am Tag der folgenden Wahl zur Bürgerschaft oder 
zum Deutschen Bundestag durch, frühestens jedoch vier Monate nach Antragstellung. 
 
(3) Mit Ausnahme eines Volksentscheids über einen Gesetzentwurf zum Wahlrecht kann der 
Antrag nach Absatz 1 mit einem Antrag verbunden werden, den Volksentscheid über ein 
einfaches Gesetz oder eine andere Vorlage an einem anderen Tag als nach Absatz 2 
durchzuführen. In diesem Fall findet der Volksentscheid vier bis sieben Monate nach der 
Antragstellung an einem in dem Antrag zu bestimmenden Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag statt. Drei Monate vor und einen Monat nach der Wahl zur Bürgerschaft, zum 
Deutschen Bundestag oder zum Europäischen Parlament findet ein Volksentscheid nicht 
statt. 
 
(4) Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Frist läuft nicht in der Zeit vom 15. Juni bis zum 15. 
August. Sie läuft ferner für bis zu drei Monate nicht, wenn die Bürgerschaft dies auf 
Vorschlag der Initiatoren beschließt; unter denselben Bedingungen kann die Frist einmalig 
verlängert werden. Der Vorschlag nach Satz 2 ist schriftlich an die Präsidentin oder den 
Präsidenten der Bürgerschaft zu richten. 
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§ 19 
Bekanntmachung des Volksentscheids 

(1) Der Senat gibt spätestens drei Wochen vor Beginn der Versendung der 
Abstimmungsbenachrichtigungen Tag und Gegenstand des Volksentscheids öffentlich 
bekannt. Sofern die Initiatoren einen überarbeiteten Gesetzentwurf oder eine überarbeitete 
andere Vorlage oder die Bürgerschaft einen eigenen Gesetzentwurf oder eine eigene andere 
Vorlage zum Gegenstand des Volksentscheides vorlegen, sind diese mit Begründung in die 
Bekanntmachung aufzunehmen. 
 
(2) Jede wahlberechtigte Person erhält mit der Abstimmungsbenachrichtigung den Wortlaut 
der Vorlage (Gesetzentwurf oder andere Vorlage) der Volksinitiative und gegebenenfalls den 
Wortlaut der Vorlage (Gesetzentwurf oder andere Vorlage) der Bürgerschaft sowie ein 
Informationsheft, welches allgemeine Hinweise enthält und in dem die Initiatoren der 
Volksinitiative und die Bürgerschaft auf jeweils bis zu acht Seiten Stellung nehmen können. 
Die Bürgerschaft nimmt als Ganze oder nach Fraktionen getrennt Stellung. Der Anteil der 
Stellungnahmen der Fraktionen an der gesamten Stellungnahme der Bürgerschaft entspricht 
der Sitzverteilung der Fraktionen in der Bürgerschaft. Für den Wortlaut der Vorlage der 
Volksinitiative und ihrer Stellungnahme tragen die Initiatoren die Verantwortung, die 
Bürgerschaft ist für ihre Vorlage und für ihre Stellungnahme verantwortlich. Das 
Hamburgische Pressegesetz vom 29. Januar 1965 (HmbGVBl. S. 15), zuletzt geändert am 15. 
Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 447), in der jeweils geltenden Fassung findet auf das 
Informationsheft keine Anwendung. 
 

§ 19 a 
Rücknahme des Volksbegehrens 

(1) Die Initiatoren können den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage nach 
Zustandekommen des Volksbegehrens bis zur Bekanntmachung des Volksentscheids durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Senat zurücknehmen. 
 
(2) Der Senat stellt die Rücknahme fest. Sie ist der Bürgerschaft mitzuteilen. 
 

§ 20 
Stimmrecht 

(1) Stimmberechtigt ist, wer am Abstimmungstag zur Bürgerschaft wahlberechtigt ist. Die 
Abstimmungsberechtigten werden zur Prüfung der Stimmberechtigung im Rahmen der 
Ermittlung des Ergebnisses des Volksentscheids in ein Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen. Das Abstimmungsverzeichnis kann elektronisch geführt werden. 
 
(2) Alle Abstimmungsberechtigten haben so viele Stimmen, wie Gesetzentwürfe oder 
andere Vorlagen zur Abstimmung gestellt sind. 
 

§ 21 
Stimmzettel 

(1) Inhalt und Form des Stimmzettels bestimmt die Landesabstimmungsleitung. Die 
Abstimmungsfrage ist so zu stellen, dass sie mit »Ja« oder »Nein« beantwortet werden 
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kann. Wird die Vorlage wegen ihres Umfangs nicht mit vollem Wortlaut in den Stimmzettel 
aufgenommen, so wird der in der Vorlage angegebene Titel des Gesetzentwurfs oder die 
dort angegebene Kurzbezeichnung der anderen Vorlage aufgeführt. Ist kein Titel oder keine 
Kurzbezeichnung angegeben, wird nur der Gegenstand der Vorlage mit der Bezeichnung der 
Volksinitiative aufgenommen. 
 
(2) Stehen mehrere Vorlagen, die den gleichen Gegenstand betreffen, zur Abstimmung, so 
sind sie auf einem Stimmzettel aufzuführen. Ihre Reihenfolge richtet sich nach dem 
Zeitpunkt der Anzeige der Volksinitiative. Stellt die Bürgerschaft eine eigene Vorlage zur 
Abstimmung, so wird diese nach den mit dem Volksbegehren gestellten Vorlagen aufgeführt. 
Absatz 1 ist für jede dieser Vorlagen entsprechend anzuwenden. 
 
(3) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer Fertigstellung den 
Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt 
haben, zur Verfügung gestellt. 
 
(4) Die Stimmzettel und die dazugehörigen Abstimmungsunterlagen werden amtlich 
hergestellt. 
 

§ 22 
Stimmabgabe 

(1) Die Stimmabgabe erfolgt durch Abstimmung in den Abstimmungsstellen oder durch 
Briefabstimmung. Die Briefabstimmungsunterlagen müssen bei der zuständigen 
Bezirksabstimmungsleitung spätestens am Abstimmungstag bis zum Ende der bekannt 
gegebenen Öffnungszeit der Abstimmungsstellen eingehen. 
 
(2) Die Abstimmenden kennzeichnen durch ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem 
Stimmzettel, ob sie die gestellte Frage mit »Ja« oder »Nein« beantworten. 
 
(3) Die Abstimmung ist geheim. Eine Vertretung bei der Stimmabgabe ist unzulässig. Die 
Einhaltung dieses Grundsatzes haben die Abstimmenden bei der Briefabstimmung auf dem 
Abstimmungsschein an Eides statt zu versichern. 
 
(4) Stimmabgaben, die nicht den Vorschriften des Gesetzes entsprechen, sind ungültig. 
 

§ 23 
Ergebnis des Volksentscheids 

(1) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen 
Bundestag statt, so ist der Gesetzentwurf oder die andere Vorlage angenommen, wenn er 
oder sie die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat und auf den 
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage mindestens die Zahl von Stimmen entfällt, die der 
Mehrheit der in dem gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten Hamburger Stimmen 
entspricht (Artikel 50 Absatz 3 Satz 10 der Verfassung). Verfassungsänderungen und 
Änderungen der Gesetze über die Wahlen zur Hamburgischen Bürgerschaft oder zu den 
Bezirksversammlungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen 
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Stimmen und mindestens zwei Dritteln der in dem gleichzeitig gewählten Parlament 
repräsentierten Hamburger Stimmen (Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 der Verfassung 
beziehungsweise Artikel 6 Absatz 4 Satz 4 in Verbindung mit Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 der 
Verfassung). 
 
(2) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bürgerschaft statt, wird die Anzahl der in 
der Bürgerschaft repräsentierten Stimmen im Sinne des Absatzes 1 durch ein 
mathematisches Verfahren auf der Grundlage des nach § 31 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft festgestellten Wahlergebnisses bestimmt. Hierzu 
wird die Anzahl der auf die bei der Sitzverteilung zu berücksichtigenden Landeslisten 
abgegebenen Gesamtstimmen durch die Anzahl der insgesamt abgegebenen 
Gesamtstimmen dividiert und mit der Anzahl der insgesamt abgegebenen gültigen 
Landeslistenstimmzettel multipliziert. Das Produkt nach Satz 2 wird auf eine ganze Zahl 
standardgerundet der Berechnung des Quorums nach Absatz 1 zugrunde gelegt. § 36 
Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft ist entsprechend 
anzuwenden. 
 
(3) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zum Deutschen Bundestag statt, wird die 
Anzahl der im Deutschen Bundestag repräsentierten Hamburger Stimmen im Sinne des 
Absatzes 1 durch ein mathematisches Verfahren auf der Grundlage des nach § 42 des 
Bundeswahlgesetzes in der Fassung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1289, 1594), zuletzt 
geändert am 12. April 2012 (BGBl. I S. 518), festgestellten Wahlergebnisses bestimmt. Die 
Anzahl der in Hamburg auf die im neu gewählten Deutschen Bundestag vertretenen Parteien 
abgegebenen Zweitstimmen wird um den der Wahlbeteiligung entsprechenden Vom-
Hundert-Satz der Differenzen zwischen der Anzahl der Wahlberechtigten nach dem 
Wählerverzeichnis und der Anzahl der Abstimmungsberechtigten nach dem 
Abstimmungsverzeichnis reduziert und auf eine ganze Zahl standardgerundet der 
Berechnung des Quorums nach Absatz 1 zugrunde gelegt. § 43 Absatz 4 des 
Bundeswahlgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 
 
(4) Findet der Volksentscheid nicht am Tag der Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen 
Bundestag statt, so ist er angenommen, wenn er die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhält und mindestens ein Fünftel der Wahlberechtigten zustimmt; dies gilt auch, 
wenn der Volksentscheid am Tag der Wahlen zum Europäischen Parlament stattfindet. Die 
Zahl der Wahlberechtigten ist nach dem Ergebnis der vorangegangenen Bürgerschaftswahl 
zu bestimmen. 
 
(5) Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung zu dem gleichen Gegenstand über mehrere 
Gesetzentwürfe oder mehrere andere Vorlagen nicht nur für einen Gesetzentwurf oder eine 
andere Vorlage mehr gültige Ja- als Nein-Stimmen abgegeben worden, so ist der 
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage angenommen, der oder die die meisten Ja-Stimmen 
erhalten hat. Ist die Zahl der gültigen Ja-Stimmen für mehrere Gesetzentwürfe oder mehrere 
andere Vorlagen gleich, so ist derjenige oder diejenige angenommen, der oder die nach 
Abzug der auf ihn oder sie entfallenden Nein-Stimmen die größte Zahl der Ja-Stimmen auf 
sich vereinigt. 



Volksabstimmungsgesetz - VAbstG 

 

Seite 17 

 
(6) Der Senat stellt das Ergebnis des Volksentscheids fest und gibt es unverzüglich öffentlich 
bekannt. Die Feststellung des Senats ist unverzüglich einer Vertrauensperson zuzustellen 
und der Bürgerschaft mitzuteilen. § 36 Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zur 
Hamburgischen Bürgerschaft ist entsprechend anzuwenden. 
 

§ 23a 
Ausfertigung und Verkündung 

Ein durch Volksentscheid beschlossenes Gesetz hat der Senat innerhalb eines Monats nach 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses auszufertigen und im Hamburgischen Gesetz- 
und Verordnungsblatt zu verkünden. 
 

§ 24 
Anwendung des Bürgerschaftswahlrechts 

(1) Die Vorschriften des Gesetzes über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft und der 
hierzu erlassenen Rechtsverordnungen über 
 
1. Wahlorgane mit Ausnahme der Landeswahl- und Bezirkswahlausschüsse, 
2. Wahlbezirke, 
3. Wählerverzeichnisse und Wahlscheine, 
4. Wahlhandlungen, Sonderwahlbezirke, bewegliche Wahlvorstände und Briefwahl, 
5. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse, 
6. Sicherung und Vernichtung der Wahlunterlagen 
 
sind entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Gesetz oder in einer auf Grund von § 32 
erlassenen Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. § 31 Absatz 3 des Gesetzes über 
die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft findet mit der Maßgabe Anwendung, dass an die 
Stelle des Bezirkswahlausschusses die Bezirksabstimmungsleitung tritt. 
 
(2) Findet ein Volksentscheid am Tag einer Wahl zur Bürgerschaft, zum Deutschen 
Bundestag oder zum Europäischen Parlament statt, 
 
1.  werden die Wahl- und Abstimmungsunterlagen gemeinsam an die Wahl- und 
Abstimmungsberechtigten verschickt, 
2.  werden die Wahlergebnisse vor den Abstimmungsergebnissen ermittelt, 
3.  kann die Ermittlung der Abstimmungsergebnisse durch hierfür von den 
Bezirksabstimmungsleitungen bestellte Auszählvorstände durchgeführt werden, in die auch 
nicht zur Hamburgischen Bürgerschaft wahlberechtigte Bedienstete der Freien und 
Hansestadt Hamburg berufen werden dürfen. 
 
(3) Findet ein Volksentscheid nicht am Tag einer Wahl nach Absatz 2 statt, wird abweichend 
von den Bestimmungen des Absatzes 1 wie folgt verfahren: 
 
1. alle Abstimmungsberechtigten erhalten spätestens drei Wochen vor dem Tag des 

Volksentscheids die Abstimmungsbenachrichtigungskarte und die 
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Briefabstimmungsunterlagen gemeinsam mit dem Informationsheft gemäß § 19 
Absatz 2, 

2. Die Abstimmungsstellen sind so zu bestimmen, dass alle Abstimmungsberechtigten 
ausreichend Gelegenheit haben, sich am Volksentscheid zu beteiligen; die 
Vorschriften über Sonderwahlbezirke und bewegliche Wahlvorstände finden keine 
Anwendung. 

 
Fünfter Abschnitt 

Volksentscheide über Änderungsgesetze und -beschlüsse 

§ 25 
Änderungsgesetz und Referendumsbegehren 

(1) Ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz, durch das ein vom Volk beschlossenes 
Gesetz aufgehoben oder geändert wird (Änderungsgesetz), tritt nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach seiner Verkündung in Kraft. Innerhalb dieser Frist können zweieinhalb vom 
Hundert der Wahlberechtigten einen Volksentscheid über das Änderungsgesetz verlangen 
(Referendumsbegehren). Bis zum Zeitpunkt der Feststellung über das Zustandekommen des 
Referendumsbegehrens tritt das Änderungsgesetz nicht in Kraft. 
 
(2) Das Zustandekommen eines Referendumsbegehrens ist innerhalb eines Monats nach 
der Feststellung über das Zustandekommen im Hamburgischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt bekannt zu machen. Das Änderungsgesetz tritt in diesem Fall nicht vor 
Durchführung des Referendums in Kraft. Gegenstand des Referendums ist das 
Änderungsgesetz. 
 
(3) Das Nichtzustandekommen eines Referendumsbegehrens ist innerhalb eines Monats 
nach der Feststellung über das Nichtzustandekommen im Hamburgischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt bekannt zu machen. Soweit in dem Änderungsgesetz kein späterer 
Zeitpunkt für das Inkrafttreten bestimmt ist, tritt es mit dem auf die Ausgabe des 
Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes folgenden Tag, jedoch nicht vor Ablauf von 
drei Monaten nach seiner Verkündung in Kraft. 
 

§ 25a 
Anzeige 

(1) Der Beginn der Sammlung der Unterschriften für ein Referendumsbegehren ist dem 
Senat schriftlich anzuzeigen. § 1a sowie § 3 Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 gelten 
entsprechend. 
 
(2) Die Landesabstimmungsleitung macht die Unterschriftensammlung unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach der Anzeige nach Absatz 1 öffentlich 
bekannt. Die Bekanntmachung enthält 
 
1. das Änderungsgesetz und das durch Volksentscheid beschlossene Gesetz, 
2. Vor- und Familiennamen sowie Erreichbarkeitsanschrift der Vertrauenspersonen, 
3. den Ablauf der Frist zur Unterstützung des Referendumsbegehrens, 
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4. die Möglichkeiten der Eintragung. 
 

§ 25b 
Unterstützung des Referendumsbegehrens 

(1) Das Referendumsbegehren gemäß Artikel 50 Absatz 4 der Verfassung wird durch 
eigenhändige Unterzeichnung in Eintragungslisten in freier Sammlung der Initiatoren 
unterstützt. Ist die Sammlung nach § 25a Absatz 2 bekannt gemacht worden, soll auch die 
Eintragung bei Eintragungsstellen oder durch Briefeintragung ermöglicht werden; § 9 Satz 2 
gilt entsprechend. 
 
(2) Die Eintragungslisten müssen eine zweifelsfreie Bezugnahme auf das Änderungsgesetz 
und das durch Volksentscheid beschlossene Gesetz enthalten. Den Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichnern ist bei der Eintragung in die Eintragungslisten Gelegenheit zur 
Kenntnisnahme des vollständigen Wortlauts des Änderungsgesetzes, des durch 
Volksentscheid beschlossenen Gesetzes und einer Begründung des 
Referendumsbegehrens zu geben. Die §§ 11, 12 und 14 gelten entsprechend. 
 
(3) Für die Einrichtung von Eintragungsstellen gilt § 10 Absatz 2 und für ein 
Briefeintragungsverfahren gilt § 13 entsprechend. 
 

§ 25c 
Zustandekommen des Referendumsbegehrens 

(1) Die Eintragungslisten sind innerhalb von drei Monaten nach der Verkündung des 
Änderungsgesetzes beim Senat einzureichen. Der Senat teilt der Bürgerschaft die 
Einreichung der Unterschriftslisten unverzüglich mit. 
 
(2) Der Senat stellt binnen vier Monaten nach Verkündung des Änderungsgesetzes fest, ob 
das Referendumsbegehren zu einem Änderungsgesetz insgesamt von mindestens 
zweieinhalb vom Hundert der zur letzten Bürgerschaft Wahlberechtigten unterstützt wurde 
und damit zustande gekommen ist. 
 
(3) Die Feststellung des Senats ist unverzüglich einer Vertrauensperson zu jeder angezeigten 
Unterschriftensammlung, die Unterschriften eingereicht hat, zuzustellen und der 
Bürgerschaft mitzuteilen. 
 

§ 25d 
Durchführung des Referendums 

(1) Der Senat führt das Referendum über das Änderungsgesetz am Tag der folgenden Wahl 
zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag durch, frühestens jedoch vier Monate 
nach der Feststellung des Zustandekommens des Referendumsbegehrens (§ 25c Absatz 2). 
Mit Ausnahme eines Referendums über ein Änderungsgesetz zur Verfassung führt der 
Senat das Referendum auf Antrag der Bürgerschaft vier bis sieben Monate nach 
Antragstellung an einem von der Bürgerschaft zu bestimmenden Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag durch. 
 



Volksabstimmungsgesetz - VAbstG 

 

Seite 20 

(2) § 18 Absatz 3 Sätze 2 und 3 ist entsprechend anwendbar. 
 

§ 25e 
Aufhebung des Änderungsgesetzes 

Mit einer Aufhebung des Änderungsgesetzes endet das Verfahren. Ein Referendum findet 
nicht statt. 
 

§ 25f 
Anwendbarkeit der Regelungen des Vierten Abschnitts 

§ 19 Absatz 1 Satz 1, § 20, § 21 Absätze 1, 3 und 4 sowie §§ 22 bis 24 sind mit Ausnahme 
des § 23 Absatz 5 entsprechend anzuwenden. Bei einem Referendum über ein 
Änderungsgesetz zum Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft oder zum 
Gesetz über die Wahl zu den Bezirksversammlungen, das an einem anderen Tag als einem 
Tag zur Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag 
durchgeführt wird, findet § 23 Absatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass das jeweilige 
Änderungsgesetz einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden und der Zustimmung 
von mindestens einem Fünftel der Wahlberechtigten bedarf. § 19 Absatz 2 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass in dem Informationsheft neben allgemeinen Hinweisen das 
durch Volksentscheid beschlossene Gesetz und das Änderungsgesetz nebst Begründungen 
aufgeführt werden. 
 

§ 25g 
Änderungsbeschluss und Referendumsbegehren 

(1) Ein Volksentscheid über eine andere Vorlage bindet Bürgerschaft und Senat. Die Bindung 
kann durch einen Beschluss der Bürgerschaft beseitigt werden (Änderungsbeschluss). Der 
Beschluss ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden. 
 
(2) Der Änderungsbeschluss wird nicht vor Ablauf von drei Monaten nach seiner Verkündung 
wirksam. 
 
(3) Mit einem Referendumsbegehren können zweieinhalb vom Hundert der 
Wahlberechtigten ein Referendum über einen Änderungsbeschluss verlangen. 
 
(4) Kommt ein Referendumsbegehren zustande, tritt der Änderungsbeschluss nicht vor 
Durchführung des Referendums in Kraft. Gegenstand des Referendumsbegehrens ist der 
Änderungsbeschluss. 
 
(5) §§ 25 bis 25f sind entsprechend anzuwenden. 
 

Sechster Abschnitt 

Bürgerschaftsreferendum 

§ 25 h 
Bürgerschaftsreferendum 
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(1) Hat die Bürgerschaft auf Vorschlag des Senats oder mit dessen Zustimmung nach 
Artikel 50 Absatz 4 b Satz 1 der Verfassung beschlossen, einen Gesetzentwurf oder eine 
andere Vorlage zum Volksentscheid zu stellen (Bürgerschaftsreferendum), sind die 
Vorschriften dieses Abschnitts anzuwenden. 
 
(2) Senat  und  Bürgerschaft haben bereits frühzeitig, mindestens sechs Monate vor 
einem Beschluss nach Absatz 1, in geeigneter Weise die Öffentlichkeit über ihre Absicht zu 
informieren, ein Bürgerschaftsreferendum zu initiieren beziehungsweise durchzuführen, um 
eine Meinungsbildung über den Abstimmungsgegenstand und über die Beifügung einer 
Gegenvorlage zu fördern. Senat und Bürgerschaft gewährleisten eine möglichst neutrale 
Fragestellung und eine faire Verfahrensgestaltung beim Bürgerschaftsreferendum; im 
parlamentarischen Verfahren haben deshalb Fristverkürzungen zu unterbleiben.   
 

§ 25 i 
Tag der Abstimmung 

Die Bürgerschaft bestimmt auf Vorschlag des Senats den Tag der Abstimmung. Der 
Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl und muss 
zeitlich mit dem Beschluss nach § 25 h Absatz 1 zusammenfallen. Bei der Bestimmung des 
Abstimmungstags ist zugrunde zu legen, dass unter Berücksichtigung der Briefabstimmung 
eine möglichst hohe Abstimmungsbeteiligung zu erwarten ist und dass ein angemessener 
Zeitraum zur Meinungsbildung über den Abstimmungsgegenstand und über die Beifügung 
einer Gegenvorlage gewährleistet ist. Dieser Zeitraum darf vier Monate ab dem Beschluss 
nach § 25 h Absatz 1 nicht unterschreiten. 
 

§ 25 j 
Gegenvorlage 

(1) Dem von der Bürgerschaft zur Abstimmung gestellten Gesetzentwurf oder der anderen 
Vorlage (Bürgerschaftsvorlage) wird auf Antrag der Initiatoren einer nach § 5 Absatz 2 
zustande gekommenen Volksinitiative oder eines Volksbegehrens der Gesetzentwurf oder 
die andere Vorlage des von ihnen initiierten Volksabstimmungsverfahrens als Gegenvorlage 
beigefügt, wenn dieser Gesetzentwurf oder diese andere Vorlage denselben Gegenstand 
betrifft sowie von mindestens einem Zwanzigstel der zur Bürgerschaft Wahlberechtigten 
unterstützt wird. Dabei ist die Zahl der Wahlberechtigten aus der vorangegangenen 
Bürgerschaftswahl zugrunde zu legen. 
 
(2) Der Antrag nach Absatz 1 Satz 1 ist schriftlich bis zum 14. Tag nach der 
Beschlussfassung der Bürgerschaft nach § 25 h Absatz 1 beim Senat zu stellen. 
 
(3) Ist ein Antrag nach Absatz 1 Satz 1 fristgerecht gestellt, können die Initiatoren einer zu-
stande gekommenen Volksinitiative innerhalb von 21 Tagen die nach Absatz 1 Satz 1 
erforderliche Anzahl von Unterschriften zur Unterstützung ihrer Gegenvorlage sammeln; § 4 
ist entsprechend anzuwenden. Die Frist nach Satz 1 beginnt am 14. Tag nach der 
Beschlussfassung der Bürgerschaft nach § 25 h Absatz 1. Fällt ein Tag der Sammlungsfrist 
nach Satz 1 in die sitzungsfreie Zeit der Bürgerschaft wegen allgemeiner Schulferien, 
beginnt die Frist an dem auf den letzten Tag der sitzungsfreien Zeit der Bürgerschaft 
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folgenden Werktag. Die Unterstützungsunterschriften sind an dem auf den Ablauf der 
Sammlungsfrist folgenden Tag bis 12 Uhr bei der Landesabstimmungsleitung einzureichen. 
 
(4) Absatz 3 findet keine Anwendung auf Volksbegehren, deren Zustandekommen 
festgestellt worden ist (§ 16 Absatz 1) oder deren Eintragungsfrist (§ 6 Absatz 2) in der Zeit 
zwischen dem 7. Tag vor und dem 35. Tag nach Beschlussfassung der Bürgerschaft nach § 
25 h Absatz 1 endet.  
 
(5) Der Senat stellt innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf der Sammlungsfrist nach Absatz 3 
Satz 1 fest, ob die beantragte Gegenvorlage beizufügen ist. Die Feststellung ist unverzüglich 
einer Vertrauensperson der Volksinitiative zuzustellen und der Bürgerschaft mitzuteilen. 
 

§ 25 k 
Abstimmungsbenachrichtigung 

(1) Die Abstimmungsberechtigten sollen  bis  zum 21.Tag vor der Abstimmung schriftlich 
über die Durchführung des Bürgerschaftsreferendums benachrichtigt werden. 
 
(2) Die Abstimmungsbenachrichtigung umfasst 
 
1. die Information über den Abstimmungstag, die Abstimmungszeit und die Abstimmungs-
handlung, 
2. den Wortlaut der Bürgerschaftsvorlage, 
3. ein Informationsheft. 
 
In dem Informationsheft nach Satz 1 Nummer 3 dürfen Bürgerschaft und Senat zu dem 
Gegenstand des Bürgerschaftsreferendums Stellung nehmen. Eine weitere Stellungnahme 
ist aufzunehmen, wenn sie innerhalb der Frist nach § 25 j Absatz 3 Satz 1 von mindestens 
10.000 zur Bürgerschaft Wahlberechtigten unterstützt wird; § 3 Absätze 1 und 2 sowie § 4 
und § 5 Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzuwenden. Eine weitere Stellungnahme ist 
aufzunehmen, wenn die Bürgerschaft es zur Sicherstellung der Meinungsvielfalt im 
Informationsheft mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl 
beschließt. 
 
(3) Stellungnahmen nach Absatz 2 Sätze 2, 3 und 4 dürfen jeweils acht Seiten nicht 
überschreiten. Äußerungen der Bürgerschaft können nach Fraktionen getrennt abgegeben 
werden. Der Anteil von Äußerungen der Fraktionen an der gesamten Äußerung der 
Bürgerschaft entspricht in diesem Fall der Sitzverteilung der Fraktionen in der Bürgerschaft; 
Fraktionen können eine gemeinsame Stellungnahme abgeben. Die Bürgerschaft und der 
Senat sind jeweils für den Inhalt ihrer Stellungnahme verantwortlich, Initiatoren einer 
Stellungnahme nach Absatz 2 Sätze 3 und 4 für diese. Das Hamburgische Pressegesetz vom 
29. Januar 1965 (HmbGVBl. S. 15), zuletzt geändert am 15. Dezember 2009  (HmbGVBl. S. 
444, 447), in der jeweils geltenden Fassung findet keine Anwendung. 
 
(4) Auf eine Gegenvorlage finden Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 sowie Absatz 3 
Sätze 1 und 3 bis 5 entsprechende  Anwendung. 
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§ 25 l 

Anwendbarkeit der Regelungen des Vierten Abschnitts 
(1) § 20, § 21 Absätze 1, 3 und 4, §§ 22, 23 a und 24 sind entsprechend anzuwenden.  
 
(2) § 21 Absatz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Gegenvorlage auf dem 
Stimmzettel nach dem Gesetzentwurf oder der anderen Vorlage aufgeführt wird; bei 
mehreren Gegenvorlagen richtet sich deren Reihenfolge nach dem Zeitpunkt der 
Antragstellung nach § 25 j Absatz 2. 
 
(3) § 23 ist entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
Findet ein Bürgerschaftsreferendum nicht am Tag einer Wahl zum Deutschen Bundestag 
oder zur Bürgerschaft statt, ist die Bürgerschaftsvorlage oder eine Gegenvorlage 
angenommen, wenn bei einem die Verfassung ändernden Gesetz eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der Abstimmenden und mindestens die Hälfte der Wahlberechtigten zustimmen. 
 

§ 25 m 
Sperrfrist und Ruhen von Volksabstimmungsverfahren 

(1) Innerhalb der laufenden Wahlperiode der Bürgerschaft, mindestens aber für einen 
Zeitraum von drei Jahren nach der Feststellung des Senats gemäß § 25 l in Verbindung mit § 
23 Absatz 6, ist die Anzeige der Sammlung von Unterschriften für eine Volksinitiative (§ 3 
Absatz 1) zum selben Gegenstand eines durch Bürgerschaftsreferendum beschlossenen 
Gesetzes oder einer durch Bürgerschaftsreferendum beschlossenen anderen Vorlage 
unwirksam (Artikel 50 Absatz 4b Satz 9 der Verfassung). 
 
(2) Volksabstimmungsverfahren zum selben Gegenstand eines Bürgerschaftsreferendums, 
die dem Bürgerschaftsreferendum nicht als Gegenvorlage beigefügt wurden, ruhen bis zum 
Ablauf der Sperrfrist nach Absatz 1. Das Ruhen eines Volksabstimmungsverfahrens stellt der 
Senat fest; die Feststellung stellt der Senat einer Vertrauensperson des 
Volksabstimmungsverfahrens zu und teilt sie der Bürgerschaft mit. 

Siebenter Abschnitt 
Anrufung des Hamburgischen Verfassungsgerichts 

§ 26 
Anrufung durch Senat oder Bürgerschaft 

(1) Auf Antrag des Senats, der Bürgerschaft oder eines Fünftels der Abgeordneten der 
Bürgerschaft entscheidet das Hamburgische Verfassungsgericht 
 
1. über die Durchführung des Volksbegehrens, insbesondere ob eine zustande 

gekommene Volksinitiative die Grenzen des Artikels 50 Absatz 1 Satz 2 der 
Verfassung wahrt oder mit sonstigem höherrangigem Recht vereinbar ist, 

2. ob die Überarbeitung eines Gesetzentwurfs oder einer anderen Vorlage nach § 6 
Absatz 1 Satz 1 und § 18 Absatz 1 Satz 3 die Grenzen einer gemäß § 6 Absatz 1 Satz 
4 zulässigen Überarbeitung und des Artikels 50 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung wahrt 
oder mit sonstigem höherrangigem Recht vereinbar ist, 



Volksabstimmungsgesetz - VAbstG 

 

Seite 24 

3. ob ein Änderungsgesetz oder ein Änderungsbeschluss im Sinne von Artikel 50 
Absatz 4 oder 4a der Verfassung vorliegt, 

4. über die Durchführung eines Referendums, insbesondere ob es mit höherrangigem 
Recht vereinbar ist, 

5. über die Durchführung eines Bürgerschaftsreferendums, insbesondere ob eine als 
Gegenvorlage beizufügende Volksinitiative die Grenzen des Artikels 50 Absatz 1 Satz 
2 der Verfassung wahrt oder mit sonstigem höherrangigem Recht vereinbar ist. 

 
(2) Die Anträge nach Absatz 1 Nummer 1 sind binnen eines Monats nach Ablauf der 
Antragsfrist auf Durchführung eines Volksbegehrens nach § 6 Absatz 1 Satz 2, die Anträge 
nach Absatz 1 Nummer 2 sind binnen eines Monats nach Einreichung der überarbeiteten 
Gesetzentwürfe oder überarbeiteten anderen Vorlagen (§ 6 Absatz 1 Satz 3 und § 18 Absatz 
1 Satz 3), die Anträge nach Absatz 1 Nummer 3 sind binnen eines Monats nach der 
Beschlussfassung, die Anträge nach Absatz 1 Nummer 4 sind jeweils binnen eines Monats 
nach der Feststellung des Senats über das Zustandekommen eines Referendumsbegehrens 
(§ 25c Absatz 2, § 25g Absatz 5 in Verbindung mit § 25c Absatz 2), die Anträge nach Absatz 
1 Nummer 5 sind binnen eines Monats nach Beschlussfassung der Bürgerschaft (§ 25 h 
Absatz 1) zu stellen. Das Bürgerschaftsreferendum ruht während des Verfahrens nach 
Absatz 1 Nummer 5. Bei erheblichen Zweifeln daran, ob ein Änderungsgesetz oder ein 
Änderungsbeschluss vorliegt, führt der Senat die Entscheidung des Hamburgischen 
Verfassungsgerichts nach Absatz 1 Nummer 3 herbei. 
 

§ 27 
Anrufung gegen Entscheidungen von Senat und Bürgerschaft 

(1) Auf Antrag der Initiatoren der Volksinitiative entscheidet das Hamburgische 
Verfassungsgericht, ob 
 
1. Volksinitiative (§ 5 Absatz 2) und Volksbegehren (§ 16 Absatz 1) zustande gekommen 
sind, 
2. ein von der Volksinitiative beantragtes oder von dem Volksbegehren eingebrachtes 

Gesetz von der Bürgerschaft beschlossen wurde oder der Beschluss der 
Bürgerschaft über einen bestimmten Gegenstand der politischen Willensbildung der 
Vorlage der Volksinitiative oder des Volksbegehrens vollständig entspricht (§ 6 Absatz 
1 Satz 1 und § 18 Absatz 1 Satz 1), 

3. dem Bürgerschaftsreferendum ein Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage nach § 
25 j Absatz 1 als Gegenvorlage beizufügen ist oder ein Volksabstimmungsverfahren 
nach § 25 m Absatz 2 ruht. 

 
Auf Antrag der Initiatoren eines Referendumsbegehrens entscheidet das Hamburgische 
Verfassungsgericht, ob ein Referendumsbegehren zustande gekommen ist (§ 25c Absatz 2, 
§ 25g Absatz 5 in Verbindung mit § 25c Absatz 2). Die Anträge nach Satz 1 Nummern 1 und 
3 sowie Satz 2 sind binnen eines Monats nach Zustellung der Feststellungen des Senats (§ 
5 Absatz 3, § 16 Absatz 2 Satz 2, § 25 c Absatz 3, § 25 g Absatz 5 in Verbindung mit § 25 c 
Absatz 3, § 25 j Absatz 5, § 25 m Absatz 2 Satz 2), die Anträge nach Satz 1 Nummer 2 
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binnen eines Monats nach dem Gesetzesbeschluss oder dem Beschluss der Bürgerschaft 
über die andere Vorlage zu stellen. 
 
(2) Auf Antrag der Bürgerschaft oder eines Fünftels der Abgeordneten der Bürgerschaft, der 
Initiatoren der Volksinitiative oder des Referendumsbegehrens, einzelner Stimmberechtigter 
und jeder Gruppe von Stimmberechtigten entscheidet das Hamburgische 
Verfassungsgericht über das Verfahren und das Ergebnis des jeweiligen Volksentscheids (§ 
23 Absätze 1 bis 5) oder des Referendums (§ 25g in Verbindung mit § 23 Absätze 1 bis 5), 
des Bürgerschaftsreferendums (§ 25 l Absatz 3 in Verbindung mit § 23 Absätze 1 bis 5). Der 
Antrag ist binnen zwei Monaten nach dem Abstimmungstag zu stellen. 
 

§ 28 
Ruhen von Volksbegehren, Volksentscheid und Referendum 

Volksbegehren, Volksentscheid und Referendum ruhen während des Verfahrens vor dem 
Hamburgischen Verfassungsgericht (Artikel 50 Absatz 6 Satz 2 der Verfassung). 
 

Achter Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 29 
Datenverarbeitung 

Die mit der Durchführung eines Volksabstimmungsverfahrens befassten Personen und 
Stellen dürfen personenbezogene Daten nur erheben, speichern und übermitteln, soweit es 
für die Durchführung des jeweiligen Verfahrens erforderlich ist. Das Eintragungsverzeichnis 
(§ 11 Satz 2) und das Abstimmungsverzeichnis (§ 20 Absatz 1 Satz 2) darf jeweils folgende 
personenbezogenen Daten der Wahlberechtigten enthalten:  
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Geburtsdatum, 
4. Wohnanschrift, 
5. Hinweise auf die Ausstellung eines Abstimmungsscheins und zur 

Abstimmungsberechtigung. 
 
Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt. 
 

§ 29 a 
Auswertung von Unterschriften- und Eintragungslisten 

Die Zahl gültiger Eintragungen für das Zustandekommen von Volksinitiative, Volksbegehren 
und Referendumsbegehren kann mit Hilfe von Stichproben ermittelt werden. Diese Prüfung 
kann abgebrochen werden, wenn die dafür notwendige Zahl von Eintragungen eindeutig 
erreicht ist. Wird die notwendige Zahl nicht erreicht, ist auf Antrag der Initiatoren eine 
Gesamtauswertung der Eintragungen vorzunehmen. Die Auswertung ist öffentlich. 
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§ 30 
Rechenschaftslegung 

(1) Die Initiatoren haben die Pflicht, innerhalb von zwei Monaten nach Stellung des Antrags 
auf Durchführung des Volksentscheids (§ 18 Absatz 1) über die Herkunft und drei Monate 
nach Zustellung des Ergebnisses des Volksentscheids (§ 23 Absatz 6) über die Herkunft und 
Verwendung der Mittel, die ihnen zum Zweck der Durchführung der Volksinitiative, des 
Volksbegehrens und des Volksentscheids zugeflossen sind, gegenüber der 
Landesabstimmungsleitung Rechenschaft zu legen. § 25 Absatz 2 Nummern 1 und 6 des 
Parteiengesetzes in der Fassung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 150), zuletzt geändert am 
23. August 2011 (BGBl. I S. 1748), gilt entsprechend. Eine unzulässig angenommene 
Spende ist spätestens bei Abgabe der Rechenschaftslegung an die zuständige Behörde 
weiterzuleiten. 
 
(2) Die Initiatoren eines Referendumsbegehrens haben innerhalb von drei Monaten nach 
dem Abstimmungstag des Referendums gegenüber der Landesabstimmungsleitung 
Rechenschaft über die Herkunft und die Verwendung der Mittel zu legen, die ihnen zum 
Zweck der Durchführung des Referendumsbegehrens und des Referendums zugeflossen 
sind. Absatz 1 Sätze 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. Findet auf Grund der Aufhebung 
eines Änderungsgesetzes oder Änderungsbeschlusses ein Referendum nicht statt, gilt für 
die Rechenschaftslegung abweichend von Satz 1 eine Frist von drei Monaten nach 
Verkündung des Aufhebungsgesetzes oder des Aufhebungsbeschlusses. 
 
(3) Die Initiatoren einer Gegenvorlage in einem Bürgerschaftsreferendum haben innerhalb 
von drei Monaten nach dem Abstimmungstag gegenüber der Landesabstimmungsleitung 
Rechenschaft über die Herkunft und Verwendung der Mittel zu legen, die ihnen zum Zweck 
der Durchführung der Gegenvorlage zugeflossen sind. Absatz 1 Sätze 2 und 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 
 
(4) Die Landesabstimmungsleitung erstattet der Präsidentin oder dem Präsidenten der 
Bürgerschaft unverzüglich über die Angaben nach den Absätzen 1 und 2 Bericht. Der Bericht 
wird als Bürgerschaftsdrucksache verteilt. 
 

§ 30 a 
Kostenerstattung 

(1) Findet ein Volksentscheid statt (§ 18), so haben die Initiatoren der Volksinitiative 
Anspruch auf Erstattung der nachgewiesenen Kosten einer angemessenen Information der 
Öffentlichkeit über die Ziele von Volksbegehren und Volksentscheid. Die Volksinitiative wird 
von den Initiatoren auf eigene Kosten durchgeführt. 
 
(2) Die Höhe der Erstattung ist auf 0,10 Euro für jede gültige Ja-Stimme begrenzt; es werden 
höchstens 400 000 Stimmen berücksichtigt. 
 
(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Initiatoren der Volksinitiative 
der Pflicht zur Rechenschaftslegung nach § 30 Absatz 1 nicht nachgekommen sind. 
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(4) Die Initiatoren des Referendumsbegehrens haben nach Durchführung eines 
Referendums Anspruch auf Erstattung der nachgewiesenen Kosten einer angemessenen 
Information der Öffentlichkeit. Absätze 2 und 3 sind mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, dass anstelle von Ja-Stimmen die gültigen Nein-Stimmen heranzuziehen sind. 
Stellen die Vertrauenspersonen mehrerer angezeigter Unterschriftensammlungen einen 
Kostenerstattungsantrag, reduziert sich der Erstattungshöchstbetrag für jede der Initiativen 
entsprechend zu dem Verhältnis der jeweils von den einzelnen Initiativen eingereichten 
Unterstützungsunterschriften zum Referendumsbegehren. 
 
(5) Findet auf Grund der Aufhebung eines Änderungsgesetzes oder Änderungsbeschlusses 
ein Referendum nicht statt, haben die Initiatoren eines zustande gekommenen 
Referendumsbegehrens Anspruch auf Erstattung der nachgewiesenen Kosten einer 
angemessenen Information der Öffentlichkeit in Höhe von bis zu 20.000 Euro. Absatz 3 und 
Absatz 4 Satz 2 sind entsprechend anzuwenden. 
 
(6) Absätze 1 bis 3 sind auf Gegenvorlagen in einem Bürgerschaftsreferendum entsprechend 
anzuwenden. 
 

§ 31 
Gleichbehandlung 

(1) Die Auffassung der Bürgerschaft und der Initiatoren zu dem Gegenstand des 
Volksentscheids und des Referendums dürfen in Veröffentlichungen des Senats und seiner 
Behörden nur in gleichem Umfang dargestellt werden. 
  
(2) Die Initiatoren sind bei der Inanspruchnahme öffentlichen Grundes zum Zwecke der 
Information der Öffentlichkeit über das Anliegen der Volksinitiative, des Volksbegehrens, des 
Volksentscheids, des Referendumsbegehrens und des Referendums sowie der 
Gegenvorlage in einem Bürgerschaftsreferendum gegenüber Parteien wegerechtlich gleich 
zu behandeln. 
 

§ 31a 
Fristberechnung 

(1) Für die Fristberechnung finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Anwendung. Fristen werden nach Tagen berechnet. 
 
(2) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und Termine, ausgenommen die Einreichfrist 
nach § 15 Satz 2 sowie die Fristen nach §§ 26 und 27, verlängern oder ändern sich nicht 
dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag 
oder einen gesetzlichen oder staatlichen geschützten Feiertag fällt. Mit Ausnahme des 
Siebenten Abschnitts ist eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ausgeschlossen. 
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§ 31b 
Abstimmungsleitung 

Die Funktion der Landesabstimmungsleitung wird von der Landeswahlleitung für die Wahl 
zur Hamburgischen Bürgerschaft wahrgenommen. Für die Stellvertretung sowie für die 
Bezirksabstimmungsleitungen und deren Stellvertretungen gilt Entsprechendes. 
 

§ 32 
Durchführung 

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Durchführung des Gesetzes 
erforderlichen Bestimmungen zu treffen. Die Rechtsverordnung kann insbesondere 
Vorschriften enthalten über 
 
1. die Form und den Inhalt der Unterschriftslisten und Eintragungslisten sowie deren 

Sammlung, 
2. die Eintragungsstellen, die Ausübung des Eintragungsrechts, die Eintragungszeit und 

den Eintragungsraum, 
3. die Eintragung per Brief und über andere in § 9 Absatz 1 Satz 2 genannte Verfahren, 
3a. die Führung, die Einsichtnahme, die Berichtigung und den Abschluss des 

Eintragungsverzeichnisses unter Berücksichtigung melderechtlicher 
Auskunftssperren für eintragungsberechtigte Personen, 

4. die Feststellung der Unterschriften- und Eintragungsergebnisse und ihre 
Weiterleitung, 

5. das Verfahren der Kostenerstattung, 
6. den Inhalt des Rechenschaftsberichts der Initiatoren einschließlich der Darstellung 

von Spenden sowie das Verfahren der Rechenschaftslegung, 
7. die Erstellung und Verteilung des Informationsheftes, 
8. die Stimmzettel und Abstimmungsunterlagen, 
9. die Führung, das Einsehen, die Berichtigung und den Abschluss der 

Abstimmungsverzeichnisse unter Berücksichtigung melderechtlicher 
Auskunftssperren für stimmberechtigte Personen, 

10. das Abstimmungsverfahren, insbesondere die Festlegung der örtlich zuständigen 
Abstimmungsstellen, deren Öffnungszeit und der Briefabstimmung, 

11. die Feststellung des Ergebnisses des Volksentscheids und über die Ungültigkeit von 
Stimmabgaben und 

12. die Sicherung und Vernichtung von Unterlagen. 
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Verordnung zur Durchführung des Volksabstimmungsgesetzes 

(Volksabstimmungsverordnung - VAbstVO) 
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zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. Juli 2015  (HmbGVBl. S. 161) 
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Teil 1 

Volksinitiative 

§ 1 
Sammeln der Unterschriften 

(1) Für das Sammeln der Unterschriften sind Unterschriftslisten nach dem Muster der 
Anlage 1 zu verwenden. Die Zeilen einer Unterschriftsliste sind fortlaufend zu nummerieren. 
Folgeseiten müssen vor der Eintragung mit der ersten Seite dauerhaft verbunden sein. Die 
einzelnen Unterschriftslisten sind gesondert zu nummerieren. 
 
(2) Die Unterschriftslisten sind nach Abschluss der Sammlung einzureichen. Die Gesamtzahl 
der Unterschriften ist mitzuteilen. 
 

§ 2 
Prüfung der Gültigkeit 

(1) Eine Eintragung ist ungültig, wenn 
 
1. die unterzeichnende Person bei Einreichung der Unterschriftslisten nicht zur 

Bürgerschaft wahlberechtigt gewesen ist, 
2. die Eintragung nicht eigenhändig unterschrieben worden ist, 
3. die Eintragung nicht in einer den Vorschriften entsprechenden Unterschriftsliste 

erfolgt oder 
4. sie nicht die nach § 4 Absatz 3 des Volksabstimmungsgesetzes erforderlichen und 

inhaltlich zutreffenden Angaben enthält. 
 
Die Eintragung ist auch gültig, wenn trotz fehlender Angaben zum Vor- oder Familiennamen, 
zum Geburtsjahr oder zur Anschrift die Identität eindeutig feststellbar ist oder die 
fristgemäße Unterschriftsleistung trotz fehlender Datumsangabe feststellbar ist. 
 
(2) Mehrere Eintragungen einer Person gelten als eine Eintragung. 
 
(3) Die Prüfung der Gültigkeit kann abgebrochen werden, wenn die erforderliche Anzahl 
gültiger Eintragungen erreicht ist. 
 

§ 3 
(aufgehoben) 

 
Teil 2 

Volksbegehren 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 
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§ 4 
(aufgehoben) 

 
§ 5 

Information über das Volksbegehren 
Die Landesabstimmungsleitung gibt das Volksbegehren 30 Tage vor Beginn der 
Eintragungsfrist gemäß § 7 VAbstG im Amtlichen Anzeiger bekannt. Weiterhin informiert die 
Landesabstimmungsleitung in angemessenem Umfang über das Volksbegehren. 
 

§ 6 
Eintragungsberechtigung und Eintragungslisten 

(1) Eintragen darf sich, wer zur Bürgerschaft wahlberechtigt ist. 
  
(2) Die Eintragung erfolgt schriftlich in Eintragungslisten oder auf den für die Briefeintragung 
vorgesehenen Eintragungsformularen. 
  
(3) Jede Eintragung muss eigenhändig unterschrieben werden und die folgenden Angaben 
enthalten: Vor- und Familienname, Geburtsjahr, Wohnanschrift und Datum der 
Unterschriftsleistung. Eintragungsberechtigte, für die oder deren Familienangehörige im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes vom 3. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), zuletzt geändert am 13. Juni 2015 (BGBl I S. 706, 711), 
eingetragen ist, können sich auch ohne Angabe der Wohnanschrift in die Eintragungsliste 
eintragen. Die Wohnanschrift wird durch den Hinweis ersetzt, dass eine Auskunftssperre 
vorliegt. 
 
(4) Eine eintragungsberechtigte Person, die keine Wohnung in Hamburg innehat, kann sich 
bei einer Eintragungsstelle eintragen. Sie hat gegenüber der Eintragungsstelle zu versichern, 
dass sie die Eintragungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 7 
Ungültige Eintragungen 

(1) Eine Eintragung ist ungültig, wenn 
 
1. die unterzeichnende Person am Tag des Ablaufs der Eintragungsfrist nicht zur 

Bürgerschaft wahlberechtigt ist, 
2. die Eintragung nicht auf einer den Vorschriften über die Eintragungslisten 

entsprechenden Liste erfolgt oder 
3. eine der nach § 12 Absatz 1 Satz 1 VAbstG erforderlichen Angaben fehlt, es sei denn, 

die Identität kann durch eine Einsichtnahme in das aktuelle Eintragungsverzeichnis 
eindeutig festgestellt werden, oder 

4. die Eintragung nicht eigenhändig unterschrieben worden ist. 
 
Die Eintragung ist auch gültig, wenn trotz fehlender Angaben zum Vor- oder Familiennamen, 
zum Geburtsjahr oder zur Anschrift die Identität eindeutig feststellbar ist oder die 
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fristgemäße Unterschriftsleistung trotz fehlender Datumsangabe feststellbar ist. 
 
(2) Mehrere Eintragungen einer Person gelten als eine Eintragung. 
 
(3) Eine Eintragung per Brief ist darüber hinaus ungültig, wenn der Eintragungsbrief nicht bis 
zum Ende der Eintragungszeit bei der Briefeintragungsstelle eingeht. 
 
(4) Die Eintragungen auf einer Eintragungsliste der Initiatoren sind außerdem ungültig, wenn 
die Liste nicht rechtzeitig einging. 
 

Abschnitt 2 

Eintragung 

§ 8 
Eintragungsstellen 

(1) Öffentliche Eintragungsstellen sind die Kundenzentren der Bezirksämter. Die 
Eintragungszeit entspricht grundsätzlich den Öffnungszeiten der Kundenzentren. Die 
Landesabstimmungsleitung kann bei entsprechendem Bedarf zusätzliche Eintragungsstellen 
sowie zusätzliche Eintragungszeiten, auch für Sonnabend und Sonntag, festlegen. Für die 
Briefeintragung wird eine Briefeintragungsstelle eingerichtet. 
 
(2) Die Landesabstimmungsleitung veröffentlicht eine Liste der öffentlichen 
Eintragungsstellen und der Eintragungszeiten. Sie teilt dabei mit, welche Eintragungsstellen 
barrierefrei sind. 
 
(3) Die Eintragungslisten sollen frei zugänglich ausgelegt werden. Ist das freie Auslegen bei 
gleichzeitiger Sicherung der Listen vor Entwendung oder Beschädigung nicht möglich, ist 
eine zügige Ausgabe zu gewährleisten. In den Eintragungsstellen ist in geeigneter Form auf 
den Standort der Eintragungslisten hinzuweisen. 
 

§ 9 
Eintragungslisten 

(1) Die Eintragungslisten müssen dem Muster der Anlage 2 entsprechen. Die Zeilen zur 
Eintragung sind fortlaufend zu nummerieren. Folgeseiten müssen vor der Eintragung mit der 
ersten Seite dauerhaft verbunden sein. Die einzelnen Eintragungslisten sind gesondert zu 
nummerieren. 
 
(2) Die Initiatoren übermitteln die von ihnen verwendeten Eintragungslisten so rechtzeitig an 
die ihnen vom Senat benannte zuständige Stelle, dass sie bis spätestens 12.00 Uhr des 
ersten auf den Ablauf der Eintragungsfrist folgenden Werktags vorliegen. Die zuständige 
Stelle vermerkt Datum und Uhrzeit des Eingangs sowie die von den Initiatoren angegebene 
Anzahl der eingereichten Eintragungen. 
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§ 10 
Eintragung behinderter Eintragungsberechtigter 

Eine eintragungsberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer 
körperlichen Behinderung gehindert ist, das Eintragungsformular eigenhändig auszufüllen, 
darf eine Hilfsperson bestimmen, die ihr bei der Eintragung behilflich sein soll. Die 
Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung 
von der Eintragung eines anderen erlangt hat. Auf diese Verpflichtung ist durch Aushang in 
den Eintragungsräumen und, sofern die Mitwirkung einer Hilfsperson bei der Ausgabe des 
Eintragungsformulars erkennbar ist, auch bei der Ausgabe hinzuweisen. 
 

§ 11 
Briefeintragungen 

(1) Bei den Eintragungsstellen und der Briefeintragungsstelle kann ein Eintragungsformular 
für die Briefeintragung schriftlich beantragt werden. Die Zusendung der 
Eintragungsformulare erfolgt ab dem 20. Tag vor Beginn der Eintragungsfrist. In dem Antrag 
sind Vor- und Familienname sowie die Anschrift anzugeben. Bei der Briefeintragungsstelle 
kann ein Briefeintragungsformular auch mittels Telegramm, Telefax oder elektronischer 
Datenübermittlung (E-Mail) beantragt werden. Eine telefonische Antragstellung ist 
unzulässig. 
 
(2) Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass sie oder er dazu berechtigt ist. 
 
(3) Eine eintragungsberechtigte Person, die die Briefeintragung gewählt hat, hat 
 
1. das Eintragungsformular auszufüllen und eigenhändig zu unterschreiben und 
2. den Eintragungsbrief bis zum Ende der Eintragungszeit an die Briefeintragungsstelle  
 
zu übersenden oder dort abzugeben. 
 
(4) Die Landesabstimmungsleitung stellt 20 Tage vor Beginn der Eintragungsfrist bis zum 
Ablauf des letzten Tages der Eintragungsfrist im Internet Eintragungsformulare mit einer 
fortlaufenden Nummer zur Verfügung. Diese können heruntergeladen, ausgedruckt, 
unterschrieben, an die Briefeintragungsstelle übersandt oder dort abgegeben werden. Die 
Eintragungsformulare dürfen nur die Daten einer Person enthalten. 
 
(5) Eine Eintragung nach Absatz 4 ist ungültig, wenn 
 
1. das Eintragungsformular die Daten von mehr als einer Person enthält, auch wenn alle 

auf dem Formular aufgeführten Personen die Eintragung unterschrieben haben, 
2. eine fortlaufende Nummer nach Absatz 4 Satz 1 bereits vorgekommen ist, oder 
3. ein Ungültigkeitsgrund nach § 7 vorliegt. 
 
Im Fall von Satz 1 Nummer 2 gilt nur die zuerst erfasste Nummer als Eintragung. 
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Abschnitt 3 

Ermittlung des Eintragungsergebnisses 

§ 12 
Prüfung der Gültigkeit der Eintragungen 

(1) Die zuständige Stelle der Bezirksverwaltung kann ab dem 20. Tag vor Beginn der 
Eintragungsfrist mit der Datenerfassung und der Vorprüfung beginnen. Sie beginnt nach 
Ablauf der Eintragungsfrist mit der Prüfung der Gültigkeit der Eintragungen. Hierzu können 
nach Zulassung durch die Landesabstimmungsleitung elektronische Verfahren eingesetzt 
werden. Über die Ungültigkeit von Eintragungen entscheidet die Bezirksabstimmungsleitung. 
 
(2) Gültige Eintragungen werden mit der laufenden Nummer der Eintragung im 
elektronischen Verfahren gespeichert. 
 
(3) Die Prüfung der Gültigkeit kann abgebrochen werden, wenn die erforderliche Anzahl 
gültiger Eintragungen erreicht ist. 
 

§ 13 
Ermittlung des Eintragungsergebnisses 

Nach Abschluss der Gültigkeitsprüfung teilt die Bezirksabstimmungsleitung der für die 
Gültigkeitsprüfung zuständigen Stelle der Landesabstimmungsleitung unverzüglich die Zahl 
der ermittelten gültigen Eintragungen mit. Die Zahl der gültigen Eintragungen kann durch 
Stichprobenverfahren ermittelt werden. 
 

Teil 3 

Volksentscheid 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 14 
Tag der Abstimmung und Bekanntmachung 

(1) Der Senat soll den Tag der Abstimmung mit einer Frist von 120 Tagen bestimmen. 
 
(2) Die Landesabstimmungsleitung macht den Volksentscheid spätestens am 21. Tag vor 
dem Abstimmungstag im Amtlichen Anzeiger bekannt. Die Bekanntmachung umfasst: 
 
1. Die Landesabstimmungsleitung und Bezirksabstimmungsleitungen nebst 

Stellvertretung und Dienststelle, 
2. den Tag der Abstimmung und 
3. die zur Abstimmung stehenden Vorlagen sowie Hinweise zu der Abstimmung. 
 
Findet die Abstimmung nicht an einem Tag zur Wahl statt, werden zusätzlich die 
Abstimmungsstellen mit dem Hinweis auf Barrierefreiheit bekannt gemacht. 
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§ 15 
Abstimmungs- und Briefabstimmungsvorstand 

(1) Für die Durchführung der Abstimmung und die Ergebnisermittlung in den 
Abstimmungsstellen werden Abstimmungsvorstände; für die Ergebnisermittlung der 
Briefabstimmung werden Briefabstimmungsvorstände gebildet. Abstimmungsvorstände und 
Briefabstimmungsvorstände bestehen jeweils aus dem Vorsitz, der Stellvertretung sowie 
den Beisitzenden. 
 
(2) Findet die Abstimmung an einem Wahltag statt, nehmen die Wahlvorstände die Aufgabe 
als Abstimmungs- beziehungsweise Briefabstimmungsvorstand war. Abweichend von Satz 1 
können die Bezirksabstimmungsleitungen in Abstimmung mit der 
Landesabstimmungsleitung für die Ergebnisermittlung in den Abstimmungsstellen und der 
Briefabstimmung gesonderte Auszählungsvorstände bilden. Zu Mitgliedern eines 
Auszählungsvorstands dürfen auch Bedienstete berufen werden, die nicht zur Bürgerschaft 
wahlberechtigt sind. 
 
(3) Findet die Abstimmung nicht an einem Wahltag statt, berufen die 
Bezirksabstimmungsleitungen für die Abstimmungsstellen und die Briefabstimmungsstellen 
die Abstimmungs- beziehungsweise Briefabstimmungsvorstände. Sie bestimmen den 
Vorsitz und dessen Stellvertretung sowie die Beisitzenden. 
 
(4) Die Mitglieder der Abstimmungsvorstände erhalten folgende Aufwandsentschädigung: 
Für ihre Tätigkeit 
 
1. in einem Abstimmungsvorstand: der Vorsitz 60 Euro, die Stellvertretung 45 Euro und 

jedes weitere Mitglied 30 Euro; 
2. in einem Briefabstimmungsvorstand: der Vorsitz 50 Euro, die Stellvertretung 35 Euro 

und jedes weitere Mitglied 30 Euro; 
3. in einem Auszählungsvorstand: der Vorsitz 120 Euro, die Stellvertretung 110 Euro 

und jedes weitere Mitglied 100 Euro. 
 
Der Senat wird ermächtigt, die Aufwandsentschädigung für eine Tätigkeit in einem 
gemeinsamen Wahl- und Abstimmungsvorstand beziehungsweise Briefwahl- und 
Briefabstimmungsvorstand für die jeweilige Wahl und den gemeinsamen Volksentscheid 
jeweils durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Eine Aufwandsentschädigung nach Satz 1 
Nummer 3 wird neben Arbeitsentgelt, Bezügen oder sonstigen Einkünften aus jeder Art von 
Dienstverhältnis nicht gezahlt, wenn diese Einkünfte trotz Freistellung vom Dienst zum 
Zweck der Ausübung einer Tätigkeit nach Satz 1 Nummer 3 für den entsprechenden 
Zeitraum gezahlt werden. 
 

§ 16 
Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen 

(1) Findet die Abstimmung an einem Wahltag statt, sind Abstimmungsstellen die Wahllokale. 
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(2) Findet die Abstimmung nicht an einem Wahltag statt, hat die Landesabstimmungsleitung 
die Anzahl und die Verteilung der Abstimmungsstellen im Benehmen mit den 
Bezirksabstimmungsleitungen so zu bestimmen, dass alle Stimmberechtigten ausreichend 
Gelegenheit haben, sich an dem Volksentscheid zu beteiligen. In den Abstimmungsstellen 
werden ein oder mehrere Abstimmungsräume bereitgestellt. 
 
(3) Die Abstimmungsräume sollen den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt und 
eingerichtet werden, dass allen stimmberechtigten Personen, insbesondere behinderten 
und anderen Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme am Volksentscheid 
möglichst erleichtert wird. 
 
(4) Für die Briefabstimmung richten die Bezirksabstimmungsleitungen 
Briefabstimmungsstellen ein. 
 

Abschnitt 2 

Abstimmungsverzeichnis und Abstimmungsunterlagen 

§ 17 
Führung des Abstimmungsverzeichnisses 

(1) Die zuständige Behörde legt für den Versand der Abstimmungsunterlagen ein vorläufiges 
elektronisches Abstimmungsverzeichnis an. Das endgültige elektronische 
Abstimmungsverzeichnis wird am Abstimmungstag erstellt. Das Abstimmungsverzeichnis 
enthält für jede stimmberechtigte Person Familiennamen und Vornamen, Geburtsdatum und 
Wohnanschrift sowie die Kontrollnummer des Abstimmungsscheins. Es darf Felder für 
Vermerke über die Stimmabgabe, die Briefabstimmung und für Bemerkungen enthalten. 
 
(2) Findet die Abstimmung an einem Wahltag statt, wird ein gemeinsames Wahl- und 
Abstimmungsverzeichnis geführt. 
 
(3) Findet die Abstimmung an einem anderen Tag als einem Tag zu einer allgemeinen Wahl 
statt, wird das Abstimmungsverzeichnis elektronisch geführt. 
 
(4) Werden mehrere Volksentscheide an einem Abstimmungstag durchgeführt, wird ein 
gemeinsames Abstimmungsverzeichnis geführt. 
 

§ 18 
Eintragung der stimmberechtigten Personen 

(1) Von Amts wegen sind in das Abstimmungsverzeichnis alle im Melderegister erfassten 
Personen einzutragen, die am Abstimmungstag zur Bürgerschaft wahlberechtigt sind. 
 
(2) Stimmberechtigte, die nicht im Abstimmungsverzeichnis eingetragen sind, sind auf 
formlosen Antrag bei der zuständigen Behörde in das Abstimmungsverzeichnis 
aufzunehmen. Der Antrag muss die Versicherung enthalten, dass die 
Abstimmungsvoraussetzungen vorliegen. 
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(3) Wird einem Eintragungsantrag nicht stattgegeben oder wird eine in das 
Abstimmungsverzeichnis eingetragene Person gestrichen, so ist die oder der Betroffene 
unverzüglich zu unterrichten. Gegen die Entscheidung kann die oder der Betroffene 
Widerspruch einlegen; § 21 Absätze 2 bis 4 gilt entsprechend. Auf die Möglichkeit des 
Widerspruchs ist hinzuweisen. 
 
(4) Ist das Abstimmungsverzeichnis offensichtlich unrichtig oder unvollständig, so darf der 
Mangel von Amts wegen behoben werden. 
 

§ 19 
Abstimmungsbenachrichtigung 

(1) Die im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen stimmberechtigten Personen erhalten 
spätestens drei Wochen vor der Abstimmung die Abstimmungsbenachrichtigung. 
 
(2) Bei einer Abstimmung an einem Wahltag wird eine gemeinsame Abstimmungs- und 
Wahlbenachrichtigung versendet. Mit der Benachrichtigung werden das Informationsheft 
und die zur Abstimmung stehende Vorlage beziehungsweise Vorlagen nach § 19 Absatz 2 
VAbstG versendet. 
 
(3) Findet die Abstimmung nicht an einem Wahltag statt, erhalten die Stimmberechtigten mit 
der Benachrichtigung auch die Briefabstimmungsunterlagen (Stimmzettel, 
Stimmzettelumschlag, Abstimmungsschein, Abstimmungsbriefumschlag, Merkblatt zur 
Briefabstimmung) und Angaben zur nächstgelegenen Abstimmungsstelle einschließlich 
Angaben zur Barrierefreiheit. 
 
(4) Die zuständige Behörde veranlasst rechtzeitig vor der Abstimmung, dass die Leitungen 
der Krankenhäuser, Wohn-Pflege-Einrichtungen, sozialtherapeutischen Anstalten, 
Justizvollzugsanstalten sowie der Gemeinschaftsunterkünfte die in der Einrichtung 
befindlichen stimmberechtigten Personen durch Aushang der 
Abstimmungsbekanntmachung (§ 24) über das Abstimmungsverfahren informieren. 
 

§ 20 
Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis 

(1) Die zuständige Behörde hat vom zwanzigsten Tag bis zum sechzehnten Tag vor der 
Abstimmung montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr 
bis 14.00 Uhr die Einsichtnahme in das elektronische Abstimmungsverzeichnis zu 
ermöglichen. Die Stellen, bei denen die Einsichtnahme erfolgen kann, werden von der 
zuständigen Behörde bestimmt. Es wird durch ein Datensichtgerät Einsicht genommen. Es 
ist sicherzustellen, dass die Erläuterungen zu den vorgenommenen Änderungen des 
Abstimmungsverzeichnisses (§ 22) im Klartext gelesen werden können. Das Datensichtgerät 
darf nur von einer oder einem Bediensteten der zuständigen Behörde bedient werden. 
 
(2) Jede stimmberechtigte Person hat das Recht, innerhalb des in Absatz 1 genannten 
Zeitraumes die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung der 
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Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen eingetragenen Personen haben 
Stimmberechtigte während dieses Zeitraumes nur dann ein Recht auf Einsicht, wenn sie 
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 
Abstimmungsverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung gemäß Satz 2 
besteht nicht hinsichtlich von Daten von Personen, für die im Melderegister ein 
melderechtlicher Sperrvermerk eingetragen ist. Vor Einsichtnahme in das 
Abstimmungsverzeichnis gemäß den Sätzen 1 und 2 ist die Identität der den Antrag 
stellenden Person zu überprüfen. 
 
(3) Zeit und Ort der Einsichtnahme in das Abstimmungsverzeichnis sind von der zuständigen 
Behörde öffentlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
innerhalb welcher Frist und bei welcher Stelle Widerspruch gegen das 
Abstimmungsverzeichnis erhoben werden kann. 
 

§ 21 
Widerspruch gegen das Abstimmungsverzeichnis 

(1) Wer das Abstimmungsverzeichnis für unrichtig hält, kann innerhalb des in § 20 Absatz 1 
genannten Zeitraums Widerspruch erheben. 
 
(2) Der Widerspruch wird bei der zuständigen Behörde schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat die 
oder der Widersprechende die erforderlichen Beweismittel beizubringen. Sofern die 
zuständige Behörde dem Widerspruch nicht abhilft, legt sie ihn mit den Vorgängen 
unverzüglich der Bezirksabstimmungsleitung vor. 
 
(3) Will die Bezirksabstimmungsleitung einem Widerspruch gegen die Eintragung einer 
anderen Person stattgeben, so hat sie dieser vor der Entscheidung Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 
 
(4) Die Entscheidung über den Widerspruch ist der oder dem Betroffenen und der 
zuständigen Behörde bekannt zu geben. Sie ist vorbehaltlich einer anderen Entscheidung 
durch das Hamburgische Verfassungsgericht endgültig. 
 

§ 22 
Berichtigung des Abstimmungsverzeichnisses 

Alle im Zeitraum zwischen der Erstellung des vorläufigen und des endgültigen 
Abstimmungsverzeichnisses vorgenommenen Änderungen sind im 
Abstimmungsverzeichnis zu erläutern und mit einem Hinweis auf die verantwortliche 
Bedienstete oder den verantwortlichen Bediensteten der zuständigen Behörde zu versehen. 
 

§ 23 
Abstimmungsscheine 

(1) Beantragt eine abstimmungs- und wahlberechtigte Person für eine am Tag der 
Abstimmung stattfindende allgemeine Wahl einen Wahlschein, wird ihr neben dem 
Wahlschein ein Abstimmungsschein ausgestellt. Ist eine stimmberechtigte Person nicht 
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zugleich zu der allgemeinen Wahl wahlberechtigt, wird der Abstimmungsschein auf Antrag 
nach den für die jeweilige Wahl geltenden Vorschriften ausgestellt. 
 
(2) Findet die Abstimmung an einem anderen Tag als einem Tag zu einer allgemeinen Wahl 
statt, werden Abstimmungsscheine von Amts wegen für alle Stimmberechtigten ausgestellt. 
Versichert eine stimmberechtigte Person, dass ihr der Abstimmungsschein nicht 
zugegangen ist oder dass dieser ihr aus anderen Gründen nicht vorliegt, erteilt die 
zuständige Behörde einen neuen Abstimmungsschein. Der bisherige Abstimmungsschein 
wird ungültig. Dies wird im Abstimmungsverzeichnis vermerkt. 
 
(3) Jeder Abstimmungsschein enthält eine Kontrollnummer und eine vorgedruckte 
eidesstattliche Versicherung gemäß § 22 Absatz 3 Satz 3 VAbstG. Die in Satz 1 genannte 
Versicherung ist von den Stimmberechtigten bei der Teilnahme an der Briefabstimmung zu 
unterzeichnen. Der Abstimmungsschein wird im automatischen Verfahren erstellt und ist 
ohne Unterschrift gültig. 
 
(4) Wird eine stimmberechtigte Person, die bereits einen Abstimmungsschein erhalten hat, 
im Abstimmungsverzeichnis gestrichen, so wird der Abstimmungsschein ungültig. Dies wird 
im Abstimmungsverzeichnis vermerkt. Dabei ist deutlich zu machen, dass die Stimme einer 
oder eines Abstimmenden, die oder der bereits an der Briefabstimmung teilgenommen hat 
und zu diesem Zeitpunkt abstimmungsberechtigt war, nicht ungültig ist. 
 

Abschnitt 3 

Abstimmungshandlung 

§ 24 
Abstimmungszeit und Abstimmungsbekanntmachung 

(1) Die Abstimmung findet in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr statt. 
 
(2) Vor Beginn der Abstimmungshandlung ist die Abstimmungsbekanntmachung nach § 14 
am oder im Eingang des Gebäudes, in dem sich der Abstimmungsraum befindet, 
anzubringen. Der Bekanntmachung ist der oder sind die Stimmzettel als Muster beizufügen. 
 

§ 25 
(aufgehoben) 

 
§ 26 

(aufgehoben) 
 

§ 27 
Stimmabgabe, Verweisung und Zurückweisung 

(1) Die stimmberechtigte Person erhält im Abstimmungsraum einen Stimmzettel. Satz 1 gilt 
bei einer Abstimmung an einem anderen als einem Wahltag nicht, wenn die 
stimmberechtigte Person den ihr übersandten Stimmzettel zur Abstimmung mitgebracht hat. 
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(2) Die stimmberechtigte Person begibt sich sodann in die Abstimmungskabine, 
kennzeichnet dort den Stimmzettel und faltet ihn dort in der Weise, dass die Kennzeichnung 
nicht erkennbar ist. Der Abstimmungsvorstand achtet darauf, dass sich immer nur eine 
stimmberechtigte Person und diese nur so lange wie notwendig in der Abstimmungskabine 
aufhält. 
 
(3) Nachdem die stimmberechtigte Person die Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet 
hat, gibt sie ihre Abstimmungsbenachrichtigung bei dem Abstimmungsvorstand ab. Wird die 
Abstimmungsbenachrichtigung nicht abgegeben oder bestehen sonst Zweifel an der 
Identität oder Abstimmungsberechtigung, hat die Person sich auszuweisen. Findet die 
Abstimmung nicht an einem Wahltag statt, tritt an die Stelle der in den Sätzen 1 und 2 
genannten Abstimmungsbenachrichtigung der Abstimmungsschein. 
 
(4) Bestehen keine Gründe zur Zurückweisung nach Absatz 6, wird die Abstimmungsurne 
freigegeben. Die stimmberechtigte Person legt den Stimmzettel in die Abstimmungsurne. 
Die Stimmabgabe wird daraufhin im Abstimmungsverzeichnis vermerkt. Durch den 
Stimmabgabevermerk wird ein erstellter Abstimmungsschein ungültig. 
 
(5) Nicht im Abstimmungsverzeichnis eingetragene Personen sind an die 
Bezirksabstimmungsleitung zu verweisen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn bereits ein 
Stimmabgabevermerk im Abstimmungsverzeichnis eingetragen ist. 
 
(6) Eine stimmberechtigte Person ist zurückzuweisen, wenn sie 
 
1. ihren Stimmzettel unter Verletzung des Abstimmungsgeheimnisses gekennzeichnet 

hat oder 
2. mit ihrem Stimmzettel in einer das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise 

verfahren ist. 
 
(7) Hat die stimmberechtigte Person einen Stimmzettel verschrieben, hat sie ihn 
versehentlich unbrauchbar gemacht oder ist die stimmberechtigte Person nach Absatz 6 
Nummer 1 oder 2 zurückgewiesen worden, so ist ihr auf Verlangen ein neuer Stimmzettel 
auszuhändigen. 
 
(8) Gegen eine Zurückweisung nach Absatz 6 kann innerhalb der Abstimmzeit Beschwerde 
bei der Geschäftsstelle der Bezirksabstimmungsleitung erhoben werden. Die 
Bezirksabstimmungsleitung entscheidet unverzüglich und abschließend. Die Entscheidung 
ist im Bericht der Bezirksabstimmungsleitung zu vermerken und der oder dem Betroffenen 
bekannt zu geben. Sätze 2 und 3 gelten für die Verweisung nach Absatz 5 entsprechend. 
 

§ 28 
(frei aus redaktionellen Gründen) 
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§ 29 
Stimmabgabe behinderter stimmberechtigter Personen 

(1) Eine stimmberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen 
Behinderung gehindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder diesen selbst in 
die Abstimmungsurne zu legen, darf eine Hilfsperson bestimmen, die ihr bei der 
Stimmabgabe behilflich sein soll. Sie hat dies dem Abstimmungsvorstand bekannt zu geben. 
Die stimmberechtigte Person darf auch ein Mitglied des Abstimmungsvorstands als 
Hilfsperson bestimmen. 
 
(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche der stimmberechtigten Person 
zu beschränken. 
 
(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der 
Hilfeleistung von der Abstimmung eines anderen erlangt hat. Vor Beginn der 
Abstimmungshandlung ist sie auf diese Verpflichtung hinzuweisen. 
 
(4) Eine blinde oder sehbehinderte stimmberechtigte Person darf sich zur Kennzeichnung 
des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen. 
 
(5) Muster des Stimmzettels und des Informationsheftes zum Volksentscheid werden 
unverzüglich nach ihrer Fertigstellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung gestellt. 
 
(6) Die zuständige Behörde erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Schablonen des Stimmzettels und einer blindengerechten Form des 
Informationsheftes zum Volksentscheid erklärt haben, die durch ihre Herstellung und 
Verteilung veranlassten notwendigen Ausgaben. 
 

§ 30 
Schluss der Abstimmungshandlung 

Sobald die Abstimmungszeit abgelaufen ist, dürfen nur noch die Berechtigten zur 
Stimmabgabe zugelassen werden, die sich im Abstimmungsraum befinden. Im Anschluss an 
deren Stimmabgabe erklärt die Abstimmungsstellenleitung die Abstimmungshandlung für 
geschlossen. 
 

Abschnitt 4 

Briefabstimmung 

§ 31 
Briefabstimmung 

(1) Eine stimmberechtigte Person, die durch Brief abstimmt, hat in folgender Weise 
vorzugehen: 
 
1. sie kennzeichnet persönlich und unbeobachtet den Stimmzettel, legt ihn in den 

Stimmzettelumschlag und verschließt diesen, 
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2. sie unterschreibt die auf dem Abstimmungsschein vorgedruckte eidesstattliche 
Versicherung gemäß § 22 Absatz 3 Satz 3 VAbstG unter Angabe des Ortes und des 
Tages, 

3. sie steckt den verschlossenen Stimmzettelumschlag und den Abstimmungsschein in 
den Abstimmungsbriefumschlag, 

4. sie verschließt den Abstimmungsbriefumschlag und 
5. sie übersendet den Abstimmungsbrief so rechtzeitig, dass er spätestens am 

Abstimmungstage bis 18.00 Uhr bei der darauf angegebenen 
Bezirksabstimmungsleitung eingeht oder gibt ihn dort ab. 

 
Wird die Volksabstimmung an einem Wahltag durchgeführt, soll ein gemeinsamer Wahl- und 
Abstimmungsbrief verwendet werden. 
 
(2) Für die Stimmabgabe behinderter stimmberechtigter Personen gilt § 29 entsprechend. 
Hat die stimmberechtigte Person den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen 
lassen, so hat diese durch Unterschreiben der eidesstattlichen Versicherung zu bestätigen, 
dass sie den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der stimmberechtigten Person 
gekennzeichnet hat. 
 
(3) In Krankenhäusern, Wohn-Pflege-Einrichtungen, sozialtherapeutischen Anstalten, 
Justizvollzugsanstalten sowie Gemeinschaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen, dass die 
Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden 
können. Die Leitung der Einrichtung bestimmt einen geeigneten Raum und gibt den 
stimmberechtigten Personen bekannt, in welcher Zeit der Raum für die Ausübung der 
Briefabstimmung zur Verfügung steht. 
 
(4) Die zuständige Behörde weist die Leitungen der Einrichtungen rechtzeitig auf die 
Regelung des Absatzes 3 hin. 
 
(5) Die Stimmen von Abstimmungsberechtigten, die an der Briefabstimmung teilgenommen 
haben, werden nicht dadurch ungültig, dass die Abstimmungsberechtigten vor oder am 
Abstimmungstag sterben, aus dem Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg verziehen 
oder das Wahlrecht nach § 7 Absatz 1 des Gesetzes über die Wahl zur Hamburgischen 
Bürgerschaft verlieren. 
 

§ 32 
Behandlung und Prüfung der Abstimmungsbriefe 

(1) Die von der Bezirksabstimmungsleitung eingesetzten Stellen öffnen zu vorab bekannt 
gegebenen Zeiten öffentlich die eingegangenen Abstimmungsbriefe und entnehmen den 
Abstimmungsschein und den Stimmzettelumschlag. Sie prüfen die Gültigkeit der 
Abstimmungsscheine und vermerken die Stimmabgabe umgehend im elektronischen 
Abstimmungsverzeichnis. 
 
(2) Ein Abstimmungsbrief ist zurückzuweisen, wenn 
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1. dem Abstimmungsbriefumschlag kein oder kein gültiger Abstimmungsschein beiliegt, 
2. der Abstimmungsbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
3. dem Abstimmungsbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag beigefügt ist, 
4. weder der Abstimmungsbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag verschlossen 

ist, 
5. die stimmberechtigte Person oder die Hilfsperson die vorgeschriebene 

eidesstattliche Versicherung auf dem Abstimmungsschein nicht unterschrieben hat, 
6. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, 
7. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das 

Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält oder 

8. bereits ein Stimmabgabevermerk im elektronischen Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen ist. 

 
(3) Die zurückgewiesenen Abstimmungsbriefe sind samt Inhalt auszusondern und mit einem 
Vermerk über den Zurückweisungsgrund zu versehen. Die Bezirksabstimmungsleitung 
ermittelt die Zahl der zurückgewiesenen Abstimmungsbriefe. Die Einsenderinnen und 
Einsender zurückgewiesener Abstimmungsbriefe werden nicht als Abstimmende gezählt. 
 
(4) Die aus den übrigen Abstimmungsbriefumschlägen entnommenen 
Stimmzettelumschläge werden in versiegelten Verpackungseinheiten unter sicherem 
Verschluss bis zum Abstimmungstag verwahrt. Am Abstimmungstag dürfen die 
Stimmzettelumschläge zur Beschleunigung der Auszählung unter Wahrung der 
Öffentlichkeit vor dem Ende der Abstimmungshandlung geöffnet werden. Die 
Stimmzettelumschläge sind bis zum Ende der Abstimmungshandlung in versiegelten 
Verpackungseinheiten zu verwahren. Vor dem Ende der Abstimmungshandlung dürfen die 
Stimmzettel den Stimmzettelumschlägen nicht entnommen und nicht eingesehen werden. 
 
(5) Die Bezirksabstimmungsleitung vermerkt auf jedem am Abstimmungstage nach Schluss 
der Abstimmungszeit eingegangenen Abstimmungsbrief Tag und Uhrzeit des Einganges, auf 
den vom nächsten Tag an eingehenden Abstimmungsbriefen nur den Eingangstag. Diese 
sind ungeöffnet zu verpacken und so lange aufzubewahren, bis die Vernichtung der 
Abstimmungsbriefe zugelassen ist. Wird ein gemeinsamer Wahl- und Abstimmungsbrief 
verwendet, finden für die Aufbewahrung und die Vernichtung die für die jeweilige 
gleichzeitige Wahl geltenden Vorschriften Anwendung. 
 

Abschnitt 5 

Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 

§ 33 
Öffentliche Ergebnisermittlung 

(1) Findet die Abstimmung an einem Wahltag statt, wird das Abstimmungsergebnis im 
Anschluss an das Wahlergebnis öffentlich ermittelt. Findet die Abstimmung an einem 
anderen als einem Wahltag statt, wird das Abstimmungsergebnis unmittelbar nach dem 
Ende der Abstimmungshandlung öffentlich ermittelt. 
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(2) Die Bezirksabstimmungsleitung gibt vor dem Ende der Abstimmungshandlung durch 
Aushang in ihrem Dienstgebäude bekannt, wo und wann die Ergebnisermittlung in den 
einzelnen Briefabstimmungsstellen stattfindet. 
 

§ 34 
(frei aus redaktionellen Gründen) 

 
§ 35 

Auszählung der Stimmzettel 
(1) Vor dem Öffnen der Abstimmungsurnen werden alle nicht benutzten Stimmzettel vom 
Abstimmungstisch entfernt. Die Abstimmungsurnen werden geöffnet, die Stimmzettel 
entnommen, entfaltet und gezählt. 
 
(2) Nach Zählung der Stimmzettel bildet die Abstimmungsstelle folgende Stapel, die sie 
unter Aufsicht behält: 
 
1. mit JA gekennzeichnete Stimmzettel, 
2. mit NEIN gekennzeichnete Stimmzettel, 
3. ungekennzeichnete Stimmzettel, 
4. Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass geben. 
 
(3) Hat die Bürgerschaft nach § 21 Absatz 2 Satz 3 VAbstG einen eigenen Gesetzentwurf 
oder eine eigene andere Vorlage zur Entscheidung vorgelegt, so bildet die 
Abstimmungsstelle folgende Stapel, die sie unter Aufsicht behält: 
 
1. mit zwei JA-Stimmen gekennzeichnete Stimmzettel, 
2. mit zwei NEIN-Stimmen gekennzeichnete Stimmzettel, 
3. Stimmzettel, die mit einer JA-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere Vorlage 

der Volksinitiative und einer NEIN-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Bürgerschaft gekennzeichnet sind, 

4. Stimmzettel, die mit einer NEIN-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Volksinitiative und einer JA-Stimme für den Gesetzentwurf oder die 
andere Vorlage der Bürgerschaft gekennzeichnet sind, 

5. Stimmzettel, die mit nur einer JA-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Volksinitiative gekennzeichnet sind, 

6. Stimmzettel, die mit nur einer NEIN-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Volksinitiative gekennzeichnet sind, 

7. Stimmzettel, die mit nur einer JA-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Bürgerschaft gekennzeichnet sind, 

8. Stimmzettel, die mit nur einer NEIN-Stimme für den Gesetzentwurf oder die andere 
Vorlage der Bürgerschaft gekennzeichnet sind, 

9. ungekennzeichnete Stimmzettel, 
10. Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass geben. 
 



Volksabstimmungsverordnung - VAbstVO 

 

Seite 47 

(4) Sodann werden die Stapel nach Absatz 2 oder Absatz 3 mit Ausnahme der Stimmzettel, 
die zu Bedenken Anlass geben, von den Mitgliedern des Abstimmungsvorstandes unter 
gegenseitiger Kontrolle daraufhin geprüft, ob die Kennzeichnungen in den jeweiligen Stapeln 
gleich lauten, und die Stimmen gezählt. Die festgestellten Auszählungsergebnisse werden in 
der Abstimmungsstelle laut angesagt und in der Niederschrift vermerkt. 
 
(5) Anschließend werden die ungekennzeichneten Stimmzettel entsprechend Absatz 4 
gezählt und in die Niederschrift aufgenommen. 
 
(6) Sodann entscheidet die Abstimmungsstelle über Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass 
geben. Die Leitung der Abstimmungsstelle gibt das Ergebnis mündlich bekannt, vermerkt es 
auf der Rückseite des jeweiligen Stimmzettels und versieht die Stimmzettel mit einer 
fortlaufenden Nummer. Das jeweilige Ergebnis wird in der Niederschrift zu den gültigen oder 
ungültigen Stimmen hinzugezählt. 
 
(7) Die Unterlagen nach den Absätzen 4 bis 6 werden jeweils gesondert beiseitegelegt und 
verbleiben unter Aufsicht. 
 
(8) Die Zusammenzählung der in die Niederschrift übernommenen Ergebnisse nach Absatz 6 
werden durch zwei Mitglieder des Abstimmungsvorstandes überprüft. 
 
(9) Haben die Abstimmungsstellen ihre Aufgabe beendet, verpacken sie die nach den 
Absätzen 3 bis 5 sortierten Stimmzettel, soweit sie nicht der Niederschrift nach § 38 Absatz 
1 Satz 3 beizufügen sind und legen sie in die Abstimmungsurnen. Diese werden 
verschlossen. Es ist sicherzustellen, dass die Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind. 
 
(10) Für Briefabstimmungsstellen gelten die Absätze 1 bis 9 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Stimmzettelumschläge zunächst ungeöffnet zu zählen sind. Anschließend werden 
die Stimmzettel aus den Stimmzettelumschlägen entnommen. Dabei sind für leere 
Stimmzettelumschläge und Stimmzettelumschläge, die mehrere Stimmzettel enthalten oder 
zu Bedenken Anlass geben, jeweils gesonderte Stapel zu bilden. Diese Stapel werden 
gezählt und nach § 36 geprüft; sie sind der Niederschrift gemäß § 38 Absatz 1 Satz 3 
beizufügen. 
 

§ 36 
Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 
 
1. nicht amtlich hergestellt ist, 
2. keine Kennzeichnung enthält, 
3. den Willen der stimmberechtigten Person nicht zweifelsfrei erkennen lässt oder 
4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
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(2) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als ein 
Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst 
zählen sie als ein Stimmzettel mit ungültigen Stimmen. 
 
(3) Konnten auf einem Stimmzettel mehrere Stimmen abgegeben werden (§ 20 Absatz 2 
und § 21 VAbstG), enthält der Stimmzettel aber nur eine Stimmabgabe, so ist die nicht 
abgegebene Stimme ungültig. 
 
(4) Über die Gültigkeit entscheiden die von der Bezirksabstimmungsleitung zur Ermittlung 
des Ergebnisses des Volksentscheids eingesetzten Stellen. Die Entscheidung ist auf dem 
Stimmzettel zu vermerken. Die ungültigen Stimmzettel sind gesondert zu verwahren. 
 

§ 37 
Schnellmeldung und vorläufiges Abstimmungsergebnis 

Die Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen ermitteln die jeweiligen 
Abstimmungsergebnisse und melden sie alsdann unverzüglich der 
Bezirksabstimmungsleitung. Die Bezirksabstimmungsleitung ermittelt nach den 
Schnellmeldungen der Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen das vorläufige 
Abstimmungsergebnis im Bezirk. Sie teilt das vorläufige Abstimmungsergebnis auf 
schnellstem Wege der Landesabstimmungsleitung mit. Wird ein zentral angelegtes 
elektronisches System genutzt, erfolgt die Meldung durch Eingabe der Daten. Die 
Landesabstimmungsleitung stellt das vorläufige Abstimmungsergebnis im Gebiet der Freien 
und Hansestadt Hamburg zusammen und gibt es in geeigneter Form bekannt. 
 

§ 38 
Abstimmungsniederschrift 

(1) Die Abstimmungsstellen und Briefabstimmungsstellen fertigen über die 
Abstimmungshandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
eine Niederschrift. Sie ist von den Mitgliedern des jeweiligen Abstimmungsvorstands zu 
unterzeichnen. Der Niederschrift sind diejenigen Stimmzettel beizufügen, die für ungültig 
erklärt wurden und über die eine besondere Entscheidung ergangen ist. 
 
(2) Die Niederschrift mit den dazugehörigen Anlagen ist unverzüglich der zuständigen 
Bezirksabstimmungsleitung im verschlossenen Umschlag zu übergeben. 
 

§ 39 
Ergebnisermittlung und Bericht der Bezirksabstimmungsleitung 

(1) Die Bezirksabstimmungsleitung prüft die Niederschriften der Abstimmungsstellen und 
der Briefabstimmungsstellen auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit und ermittelt das 
Ergebnis. Sie kann dabei auch Entscheidungen der Abstimmungsstellen und der 
Briefabstimmungsstellen über die Gültigkeit von Stimmzetteln korrigieren. Sie erstellt einen 
Bericht über die Abstimmungshandlung und die Ergebnisermittlung sowie über besondere 
Vorkommnisse. Der Bericht enthält weiterhin folgende Zahlen: 
 
1. Anzahl der Abstimmenden, 
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2. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung, bei mehreren Gesetzentwürfen 
oder anderen Vorlagen getrennt für diese, 

3. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf oder jede andere Vorlage 
entfallenen Ja- und Neinstimmen. 

 
(2) Die Bezirksabstimmungsleitung übermittelt das Abstimmungsergebnis und den Bericht 
umgehend der Landesabstimmungsleitung. 
 

§ 40 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 

(1) Die Landesabstimmungsleitung prüft die Berichte der Bezirksabstimmungsleitungen, und 
stellt das Abstimmungsergebnis zusammen und übermittelt dem Senat die zur Feststellung 
des Ergebnisses nach § 23 Absatz 6 VAbstG erforderlichen Angaben. 
 
(2) Wurde der Volksentscheid außerhalb einer Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen 
Bundestag durchgeführt, übermittelt sie folgende Zahlen: 
 
1. Wahlberechtigte nach dem Ergebnis der vorausgegangenen Bürgerschaftswahl, 
2. Anzahl der Abstimmenden, 
3. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung, bei mehreren Gesetzentwürfen 

oder anderen Vorlagen getrennt für diese, 
4. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf oder jede andere Vorlage 

entfallenen Ja- und Neinstimmen. 
 
(3) Wurde der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bürgerschaft durchgeführt, übermittelt 
sie 
 
1. Anzahl der insgesamt auf die Landeslisten abgegebenen Gesamtstimmen, 
2. Anzahl der auf die bei der Sitzverteilung zu berücksichtigenden Landeslisten 

abgegebenen Gesamtstimmen, 
3. Anzahl der insgesamt abgegebenen gültigen Landeslistenstimmzettel, 
4. Anzahl der Abstimmenden, 
5. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung, bei mehreren Gesetzentwürfen 

oder anderen Vorlagen getrennt für diese, 
6. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf oder jede andere Vorlage 

entfallenen Ja- und Neinstimmen. 
 
(4) Wurde der Volksentscheid am Tag der Wahl zum deutschen Bundestag durchgeführt, 
übermittelt sie 
 
1. Anzahl der in der Freien und Hansestadt Hamburg auf die in den Deutschen 

Bundestag gewählten Parteien abgegebenen Zweitstimmen, 
2. Anzahl der Wahlberechtigten zur Wahl zum Deutschen Bundestag, 
3. Anzahl der Abstimmungsberechtigten, 
4. Anzahl der Abstimmenden, 



Volksabstimmungsverordnung - VAbstVO 

 

Seite 50 

5. gültige und ungültige Stimmen für die Abstimmung, bei mehreren Gesetzentwürfen 
oder anderen Vorlagen getrennt für diese, 

6. die auf jeden zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf oder jede andere Vorlage 
entfallenen Ja- und Neinstimmen. 

 
§ 41 

(aufgehoben) 
 

Abschnitt 6 

Rechenschaftsbericht und Kostenerstattungsverfahren 

§ 42 
Inhalt des Rechenschaftsberichts 

(1) Der Rechenschaftsbericht (§ 30 VAbstG) besteht aus einer Einnahmen- und 
Ausgabenrechnung. Er ist nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung unter 
Berücksichtigung des Gesetzeszwecks zu erstellen. Soweit sich der Rechenschaftsbericht 
gemäß § 30 VAbstG auf die Rechenschaftslegung über die Herkunft der Mittel beschränkt, 
besteht der Rechenschaftsbericht nur aus einer Einnahmerechnung gemäß Absatz 2. 
 
(2) Die Einnahmerechnung umfasst 
 
1. Mitgliedsbeiträge und ähnliche regelmäßige Beiträge, 
2. Spenden von natürlichen Personen, 
3. Spenden von juristischen Personen, 
4. Einnahmen aus Vermögen, 
5. Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb von Druckschriften und Veröffentlichungen 

und sonstiger mit Einnahmen verbundener Tätigkeit, 
6. staatliche Mittel, 
7. sonstige Einnahmen, 
8. Gesamteinnahmen nach den Nummern 1 bis 7. 
 
(3) Die Ausgabenrechnung, die neben der Einnahmerechnung gemäß § 30 VAbstG nach 
Zustellung des Ergebnisses des Volksentscheids an die Vertrauensperson gegenüber der 
Landesabstimmungsleitung erfolgen muss, umfasst: 
 
1. Personalausgaben, 
2. Sachausgaben, 
3. Gesamtausgaben nach den Nummern 1 und 2. 
 
(4) Im Rechenschaftsbericht führen die Initiatoren Geldspenden und geldwerte 
Zuwendungen aller Art (Spenden) gesondert auf, die ihnen für die Volksinitiative, das 
Volksbegehren oder den Volksentscheid zur Verfügung gestellt worden sind. Eine Spende, 
deren Wert in einem Kalenderjahr 2.500 Euro übersteigt, ist unter Angabe des Namens und 
der Anschrift der Spenderin oder des Spenders sowie der Gesamthöhe der Spende 
darzustellen. 
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(5) Die Initiatoren dürfen dem Rechenschaftsbericht, insbesondere einzelnen seiner 
Positionen, kurze Erläuterungen beifügen. 
 
(6) Die §§ 26 bis 27 des Parteiengesetzes in der Fassung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 
150), zuletzt geändert am 23. August 2011 (BGBl. I S. 1748), sind im Übrigen entsprechend 
anzuwenden. 
 

§ 43 
Zuständigkeit und Antragsfrist 

Das Kostenerstattungsverfahren wird von der zuständigen Behörde durchgeführt. Der 
Antrag ist schriftlich innerhalb von 90 Tage nach Zustellung der Ergebnisfeststellung an die 
Initiatoren (§ 23 Absatz 3 Satz 2 VAbstG) zu stellen. 
 

§ 44 
(aufgehoben) 

 
§ 45 

Prüffähige Abrechnung 
(1) Für das Kostenerstattungsverfahren ist eine prüffähige Abrechnung einzureichen, der die 
Originalbelege in Höhe des zu erwartenden Erstattungsbetrages zum Verbleib bei der 
zuständigen Behörde beizufügen sind. 
 
(2) In dem Antrag ist zu erklären, ob und in welcher Höhe nach § 30 Absatz 1 Satz 2 VAbstG 
unzulässige Spenden eingegangen sind. Für nach § 30 Absatz 1 Satz 3 VAbstG 
weitergeleitete Spenden ist die Einzahlungsbestätigung einzureichen. 
 

Teil 4 

Referendumsbegehren und Referendum 

Abschnitt 1 

Referendumsbegehren 

§ 46 
Durchführung 

Für die Durchführung des Referendumsbegehrens sind die Vorschriften des Teils 2 
entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 

§ 47 
Eintragungsberechtigung 

Eintragungsberechtigt ist, wer am 90. Tag nach der Verkündung des der Eintragung 
zugrundeliegenden Änderungsgesetzes oder Änderungsbeschlusses zur Bürgerschaft 
wahlberechtigt ist. 
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§ 48 
Eintragungslisten 

Die Eintragungslisten müssen dem Muster der Anlage 3 entsprechen. Im Übrigen gilt § 9 
Absatz 1 entsprechend. 
 

§ 49 
Bekanntmachung 

Die Landesabstimmungsleitung macht die Sammlung von Unterschriften für ein 
Referendumsbegehren unverzüglich, spätestens jedoch 30 Tage nach dem Eingang der 
Anzeige durch die Initiatoren mit den in § 25a Absatz 2 VAbstG genannten Angaben im 
Amtlichen Anzeiger bekannt. 
 

§ 50 
Eintragungsstellen und Briefeintragung 

(1) Eintragungsstellen sind die Kundenzentren der Bezirksämter. Die Eintragung erfolgt zu 
den allgemeinen Öffnungszeiten der Kundenzentren. Die Einrichtung erfolgt unverzüglich 
nach der Anzeige der Sammlung von Unterschriften für ein Referendumsbegehren. Dies gilt 
nicht, wenn die Sammlung später als bis zum 60. Tag nach der Verkündung des 
betreffenden Änderungsgesetzes oder Änderungsbeschlusses angezeigt wird. 
 
(2) Das Verfahren zur elektronischen Briefeintragungsbeantragung darf erst freigeschaltet 
werden, wenn die Briefeintragungsstelle eingerichtet ist. Wird die Sammlung später als bis 
zum 60. Tag nach der Verkündung des betreffenden Änderungsgesetzes oder 
Änderungsbeschlusses angezeigt, findet die Briefeintragung nicht statt und wird keine 
Briefeintragungsstelle eingerichtet. 
 

§ 51 
Ergebnisermittlung 

Nach Abschluss der Gültigkeitsprüfung teilt die für die Gültigkeitsprüfung zuständige Stelle 
der Landesabstimmungsleitung unverzüglich das Ergebnis der Gültigkeitsprüfung mit. 
 

§ 52 
Rechenschaftsbericht und Kostenerstattung 

(1) § 42 ist für den Rechenschaftsbericht entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Der Antrag auf Kostenerstattung ist in dem Fall, dass ein Referendum deshalb nicht 
durchgeführt wird, weil das betreffende Änderungsgesetz oder der betreffende 
Änderungsbeschluss nach Zustandekommen des Referendumsbegehrens von der 
Bürgerschaft aufgehoben worden ist, innerhalb von 90 Tagen nach Verkündung des 
Aufhebungsgesetzes oder Aufhebungsbeschlusses bei der für das 
Kostenerstattungsverfahren zuständigen Behörde zu stellen. 
 



Volksabstimmungsverordnung - VAbstVO 

 

Seite 53 

Abschnitt 2 

Referendum 

§ 53 
Durchführung 

Für die Durchführung des Referendums sind die Vorschriften des Teils 3 entsprechend 
anzuwenden, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 

§ 54 
Rechenschaftslegung und Kostenerstattung 

Für die Kostenerstattung gilt § 52 Absatz 2 entsprechend. 
 

Teil 5 
Bürgerschaftsreferendum 

 
§ 54a 

Durchführung 
Für die Durchführung des Bürgerschaftsreferendums sind die Vorschriften des Teils 3 
entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend nicht anderes bestimmt ist. 
 

§ 54b 
Gegenvorlage 

(1) Die Sammlung von Unterstützungsunterschriften für die die Beifügung einer zustande 
gekommenen Volksinitiative als Gegenvorlage zu einem Bürgerschaftsreferendum ist nach 
dem Muster der Anlage 4 zu gestalten. Die Zeilen einer Unterschriftsliste sind fortlaufend zu 
nummerieren. Folgeseiten müssen vor der Eintragung mit der ersten Seite dauerhaft 
verbunden sein. Die einzelnen Unterschriftslisten sind gesondert zu nummerieren. 
 
(2) Für die Prüfung der Gültigkeit von Unterschriften findet § 2 entsprechende Anwendung. 
 

§ 54c 
Informationsheft 

(1) Die Sammlung von Unterstützungsunterschriften für die Aufnahme einer Stellungnahme 
in das Informationsheft zu einem Bürgerschaftsreferendum ist nach dem Muster der Anlage 
5 zu gestalten. Die Zeilen einer Unterschriftsliste sind fortlaufend zu nummerieren. 
Folgeseiten müssen vor der Eintragung mit der ersten Seite dauerhaft verbunden sein. Die 
einzelnen Unterschriftslisten sind gesondert zu nummerieren. 
 
(2) Für die Prüfung der Gültigkeit von Unterschriften findet § 2 entsprechende Anwendung. 
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Teil 6 

Datengeheimnis und Sicherung von Unterlagen 

§ 55 
Datengeheimnis 

Initiatoren, Vertrauenspersonen sowie deren Hilfspersonen ist es untersagt 
personenbezogene Abgaben aus den Unterschriftslisten oder den Eintragungslisten zu 
einem anderen Zweck als der Einreichung der Listen bei der zuständigen Behörde zu 
verarbeiten, insbesondere bekannt zu geben oder Dritten zugänglich zu machen. Sie haben 
insbesondere auch die Unterschrifts- und Eintragungslisten vor unbefugtem Zugriff zu 
schützen. 
 

§ 56 
Sicherung der Unterlagen 

Die eingereichten Unterschriftslisten (§ 1 Absatz 2, 54b Absatz 1 und § 54c Absatz 1) und 
Eintragungslisten (§ 9 Absatz 2) sowie die behördlichen Unterlagen und Verzeichnisse von 
Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid sowie von Referendumsbegehren, 
Referendum und Bürgerschaftsreferendum sind bei der zuständigen Behörde 
aufzubewahren. Es ist sicherzustellen, dass die Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind. 
 

§ 57 
Auskunft aus den Unterlagen 

Auskünfte aus den Unterlagen dürfen nur Behörden, Gerichten und sonstigen öffentlichen 
Stellen und nur dann erteilt werden, wenn sie für die empfangende Stelle im 
Zusammenhang mit der Abstimmung erforderlich sind. Die empfangende Stelle darf die 
Auskünfte nur im Zusammenhang mit der jeweiligen Abstimmung verwenden. 
 

§ 58 
Vernichtung der Unterlagen 

(1) Die zuständige Behörde vernichtet oder löscht die Unterlagen und Verzeichnisse nach 
Ablauf von sechs Monaten nach Ergebnisermittlung und gegebenenfalls 
Ergebnisbekanntgabe nach § 5 Absatz 2, § 16 Absatz 1 Satz 1, § 23 Absatz 6 und § 25c 
Absatz 2 VAbstG, sofern sie nicht für ein Verfahren nach dem Siebenten Abschnitt des 
Volksabstimmungsgesetzes oder für ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren benötigt 
werden. 
 
(2) Nicht abgegebene Unterschriftslisten und Eintragungslisten haben die Initiatoren 
unverzüglich nach Ablauf der jeweiligen Einreichfrist datenschutzgerecht zu vernichten. 
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Teil 7 

 Schlussvorschriften 

§ 59 
Aufwandsentschädigung für die Volksabstimmung am 22. September 2013 

Die bei der Wahl zum Deutschen Bundestag mit verbundener Volksabstimmung am 22. 
September 2013 berufenen Mitglieder der Wahl- und Briefwahlvorstände erhalten für die 
verbundene Tätigkeit bei der Wahl und der Volksabstimmung insgesamt folgende 
Aufwandsentschädigung: 
 
1. In einem Wahlvorstand: der Vorsitz 80 Euro, die Stellvertretung 65 Euro und jedes 

weitere Mitglied 50 Euro, 
2. in einem Briefwahlvorstand: der Vorsitz 75 Euro, die Stellvertretung 55 Euro und 

jedes weitere Mitglied 50 Euro. 
 

§ 60 
Schlussbestimmung 

Die Volksabstimmungsverordnung vom 1. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 309) in der geltenden 
Fassung wird aufgehoben. 
 

Gegeben in der Versammlung des Senats, 
Hamburg, den 19. Juli 2005. 
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Anordnung zur Durchführung 

des Volksabstimmungsgesetzes und der 

Volksabstimmungsverordnung 

Vom 19. Juli 2005 
 

zuletzt geändert durch Anordnung vom 20. September 2011 (Amtl. Anz. S. 2157)  
 
 
 

I 
(1) Zuständig für die Durchführung des Volksabstimmungsgesetzes (VAbstG) vom 20. Juni 
1996 (HmbGVBl. S. 136), zuletzt geändert am 12. Juni 2007 (HmbGVBl. S. 174), und der 
Volksabstimmungsverordnung (VAbstVO) vom 19. Juli 2005 (HmbGVBl. S. 336), geändert 
am 26. August 2008 (HmbGVBl. S. 312), in der jeweils geltenden Fassung sind, soweit dort 
nichts anderes bestimmt ist, 

die Bezirksämter. 
 
(2) Die Bezirksämter sind 
 
1. als Eintragungsstellen nach als Eintragungsstellen nach § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 3, § 

11 Absatz 1 und § 11 Absatz 3 Nummer 2 VAbstVO, 
2. für den Antrag auf Aufnahme in das Eintragungsverzeichnis nach § 4 Absatz 2 

VAbstVO, 
3. für die Prüfung der Gültigkeit der Eintragungen nach § 12 VAbstVO, 
4. für die Ausstellung von Abstimmungsscheinen nach § 23 Absatz 2 VAbstVO, 
5. für den Ungültigkeitsvermerk nach § 23 Absatz 3 VAbstVO, 
6. als Abstimmungsstellen für die Stimmabgabe nach § 27 VAbstVO 
 
jeweils für das gesamte Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg zuständig, soweit der 
Anlass für das jeweilige Tätigwerden bei ihnen entstanden ist. 
 
 

II 
Zuständig für 
 
1. die Erstellung des elektronischen Eintragungsverzeichnisses nach § 4 Absatz 1 

VAbstVO, 
2. die Erstellung des elektronischen Abstimmungsverzeichnisses nach § 17 VAbstVO 
 
für das gesamte Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg ist 

das Bezirksamt Hamburg-Nord. 
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III 
Zuständig für 
 
1. die Entgegennahme der Anzeige nach § 3 Absatz 1 VAbstG, 
2. die Entgegennahme der Unterschriftslisten nach § 4 Absatz 3 VAbstG, 
3. die Zustellung und die Mitteilung nach § 5 Absatz 3 VAbstG, 
4. die Bekanntmachung, die Zustellung und die Mitteilung nach § 16 Absatz 2 VAbstG, 
5. die Bekanntmachung und die Zustellung nach § 23 Absatz 3 VAbstG 
 
ist 

die Senatskanzlei. 
 
 

IV 
Zuständig für die Kostenerstattung nach § 29 Absatz 6 VAbstVO 
 
ist 

die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration. 
 
 

V 
Zuständig für das Kostenerstattungsverfahren nach § 43 VAbstVO 
 
ist 

die Behörde für Inneres und Sport. 
 
 

VI 
Fachbehörde nach §§ 42 und 44 bis 46 des Bezirksverwaltungsgesetzes vom 6. Juli 2006 
(HmbGVBl. S. 404, 452) in der jeweils geltenden Fassung ist 

die Behörde für Inneres und Sport. 
 
 

VII 
Die Anordnung zur Durchführung des Hamburgischen Gesetzes über Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid vom 2. Juli 2002 (Amtl. Anz. S. 2689) in der geltenden 
Fassung wird aufgehoben. 
 
 

Gegeben in der Versammlung des Senats, 
Hamburg, den 19. Juli 2005. 
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Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft 

(BüWG) 

 

in der Fassung vom 22. Juli 1986 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 48) 

 
 

– Auszug – 
 
 

§ 6 
Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes, die am Wahltage 
 
1. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
2. seit mindestens drei Monaten im Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg eine 

Wohnung innehaben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten, 
3. nicht nach § 7 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 
 
(2) Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung maßgeblich. 
 
(3) Für im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentziehung befindliche Personen sowie 
für andere Untergebrachte gilt, sofern sie im Geltungsbereich des Grundgesetzes keine 
Wohnung innehaben, die Anstalt oder die entsprechende Einrichtung als Wohnung im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 2. 
 
(4) Für Personen, die sich im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentziehung in der 
hamburgischen Jugendanstalt Hahnöfersand oder in der hamburgischen 
Justizvollzugsanstalt Glasmoor befinden, gilt, sofern sie im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes keine Wohnung innehaben, die jeweilige Anstalt als Wohnung im Gebiet der 
Freien und Hansestadt Hamburg im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2. 
 
(5) Sofern sie im Geltungsbereich des Grundgesetzes keine Wohnung innehaben, gilt als 
Wohnung im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 
 
1. für Seeleute und für die Angehörigen ihres Hausstandes das von ihnen bezogene 

Schiff, wenn dieses die Bundesflagge zu führen berechtigt ist und der Sitz der 
Reederei Hamburg ist, 

2. für Binnenschifferinnen und Binnenschiffer sowie für die Angehörigen ihres 
Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses in Hamburg im 
Schiffsregister eingetragen ist. 
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§ 7 

Ausschluss vom Wahlrecht 
(1) Ausgeschlossen vom Wahlrecht sind Personen, 
 
1. die infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzen, 
2. für die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten eine Betreuerin oder ein Betreuer 

nicht nur durch einstweilige Anordnung bestellt ist; dies gilt auch, wenn der 
Aufgabenkreis der Betreuerin oder des Betreuers die in § 1896 Absatz 4 und § 1905 
des Bürgerlichen Gesetzbuches bezeichneten Angelegenheiten nicht erfasst; 

3. die sich auf Grund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des 
Strafgesetzbuchs in einem psychiatrischen Krankenhaus befinden. 

 
(2) Die Gerichte unterrichten die zuständige Behörde über Entscheidungen im Sinne von 
Absatz 1; dabei dürfen nur folgende Angaben übermittelt werden: 
 
1. Zuordnung zu einem Wahlrechtsausschlussgrund und eventuelle Befristung, 
2. Familienname, 
3. Vornamen, 
4. Geburtsdatum, 
5. Wohnanschrift. 
 

 



Strafgesetzbuch – StGB 

 

Seite 65 

Strafgesetzbuch 

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juni 2013 (BGBl. I S. 2300) 

 

 

– Auszug – 
 

§ 107 Wahlbehinderung 
(1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt eine Wahl oder die Feststellung ihres 
Ergebnisses verhindert oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe, in besonders schweren Fällen mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 107a Wahlfälschung 
(1) Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 
Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer das Ergebnis einer Wahl unrichtig verkündet oder verkünden 
lässt. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 107b Fälschung von Wahlunterlagen 
(1) Wer  
 
1. seine Eintragung in die Wählerliste (Wahlkartei) durch falsche Angaben erwirkt, 
2. einen anderen als Wähler einträgt, von dem er weiß, dass er keinen Anspruch auf 

Eintragung hat, 
3. die Eintragung eines Wahlberechtigten als Wähler verhindert, obwohl er dessen 

Wahlberechtigung kennt, 
4. sich als Bewerber für eine Wahl aufstellen lässt, obwohl er nicht wählbar ist, 
 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig 
Tagessätzen bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe 
bedroht ist. 
 
(2) Der Eintragung in die Wählerliste als Wähler entspricht die Ausstellung der 
Wahlunterlagen für die Urwahlen in der Sozialversicherung. 
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§ 107c Verletzung des Wahlgeheimnisses 
Wer einer dem Schutz des Wahlgeheimnisses dienenden Vorschrift in der Absicht 
zuwiderhandelt, sich oder einem anderen Kenntnis davon zu verschaffen, wie jemand 
gewählt hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

§ 108 Wählernötigung 
(1) Wer rechtswidrig mit Gewalt, durch Drohung mit einem empfindlichen Übel, durch 
Missbrauch eines beruflichen oder wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnisses oder durch 
sonstigen wirtschaftlichen Druck einen anderen nötigt oder hindert, zu wählen oder sein 
Wahlrecht in einem bestimmten Sinne auszuüben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe, in besonders schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 108a Wählertäuschung 
(1) Wer durch Täuschung bewirkt, dass jemand bei der Stimmabgabe über den Inhalt seiner 
Erklärung irrt oder gegen seinen Willen nicht oder ungültig wählt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 108b Wählerbestechung 
(1) Wer einem anderen dafür, dass er nicht oder in einem bestimmten Sinne wähle, 
Geschenke oder andere Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer dafür, dass er nicht oder in einem bestimmten Sinne wähle, 
Geschenke oder andere Vorteile fordert, sich versprechen lässt oder annimmt. 
 

§ 108c Nebenfolgen 
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den 
§§ 107, 107a, 108 und 108b kann das Gericht die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen 
zu erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, 
aberkennen (§ 45 Abs. 2 und 5). 
 

§ 108d Geltungsbereich 
Die §§ 107 bis 108c gelten für Wahlen zu den Volksvertretungen, für die Wahl der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments, für sonstige Wahlen und Abstimmungen des 
Volkes im Bund, in den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden sowie für Urwahlen 
in der Sozialversicherung. Einer Wahl oder Abstimmung steht das Unterschreiben eines 
Wahlvorschlags oder das Unterschreiben für ein Volksbegehren gleich. 
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